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Liebe Leserinnen, liebe Leser,

was haben Schiffe, Fußball oder Pensionäre mit 
Arbeitsschutz zu tun? Einiges. Das werden Sie 
erkennen, wenn Sie unseren neuen Bericht zum 
„Arbeitsschutz in Hamburg“ lesen. 

Dass der erste Beitrag Metaphern aus der 
Schiffsbranche nutzt, ist insbesondere für eine 
Hafenstadt wie Hamburg nichts Ungewöhnli-
ches. Dass wir die Nationale Arbeitsschutzstra-
tegie aber mit einem Tanker vergleichen schon. 
Dabei stellt sich die Frage „Passt das Bild?“ 
Wir denken ja. Die Gemeinsame Deutsche 
Arbeitsschutzstrategie wird nach und nach das 
deutsche Arbeitsschutzsystem umwälzen – das 
schafft kein leichtes Segelschiff. Dazu braucht 
es einen Tanker, der sich zwar eher schwerfällig, 
aber kontinuierlich und kraftvoll durch das Was-
ser bewegt. Wir berichten von den Kraftakten, 
die diesen Tanker in Fahrt gebracht haben. Nun 
ist es soweit, dass auch die Betriebe mit „an 
Bord“ geholt werden. Der erste Teil des Berich-
tes zeigt, was sich an Deck und auf der Brücke 
tut. Schon der Titel „Volle Fahrt voraus!“ verrät 
dabei unsere Zuversicht für die Vorhaben.

Ein Vergleich mit dem Fußball drängt sich im 
zweiten Teil des Berichtes auf, insbesondere so 
kurz nach einer Weltmeisterschaft: Eine erfolg-
reiche deutsche Mannschaft sicherte bei der 
Fußball-Weltmeisterschaft in Südafrika im guten 
Zusammenspiel mit dem Trainerteam auch die 
Verlängerung der Verträge von Löw und Co. 

Wie beim Fußball ist auch im Arbeitsschutz die 
Zusammenarbeit von Mannschaft und Trainer 
ebenso wichtig wie das „dran bleiben“. Der 
Beitrag „Das ist ja wie beim Fußball“ zur Arbeits-
schutzPartnerschaft Hamburg beschreibt dies. 
Dieses Bündnis für eine gesunde und sichere 
Arbeitswelt wird seine erfolgreiche Arbeit eben-
falls verlängern. Ins Leben gerufen hat meine 
Behörde das Bündnis aus Wirtschaftsverbänden, 
Handwerks- und Handelskammer, Gewerkschaf-
ten, Berufsgenossenschaften und dem Amt für 
Arbeitsschutz bereits im Jahr 2005. Es war vom 
Anpfiff an ein Gewinn für alle. Sicherheit und 
Gesundheit am Arbeitsplatz erreichen wir nur 
gemeinsam. Das haben nicht nur die Bündnis-
partner erkannt, auch viele Hamburger Unter-
nehmen wissen inzwischen, dass Verbesserun-
gen im Arbeitsschutz eine lohnende Investition 



in die Zukunft sind. Von diesen Verbesserungen 
profitieren Belegschaft wie Arbeitgeber. Welche 
Projekte hat das Hamburger Bündnis inzwischen 
auf den Weg gebracht? Wie knüpft es Netze zu 
anderen Arbeitsschutzakteuren? Wie stellt es 
sich auf dem neuen Spielfeld – der Gemeinsa-
men Deutschen Arbeitsschutzstrategie – auf? 
All das lesen Sie im zweiten Beitrag dieses 
Berichtes.

Anspruch und Vielfalt der Gemeinsamen 
Deutschen Arbeitsschutzstrategie in unserem 
System sozialer Sicherheit vermittelt Ihnen der 
dritte Beitrag „Was zu tun bleibt“. Womit ich 
beim letzten Teil der am Anfang gestellten Frage 
wäre: Was hat ein Pensionär mit Arbeitsschutz 
zu tun? Der bisherige Direktor des Amtes für 
Arbeitsschutz, Dr. Wilhelm Thiele, verabschiedet 
sich mit einem persönlichen „Notizbuch“ aus 
dem Berufsleben. Seine Zukunftsvorstellungen 
greifen dabei über die nationale Arbeitsschutz-
strategie hinaus. Er versteht sie als notwendige 
Bedingung dafür, dass Deutschland den Arbeits-
schutz in Europa aktiv mit gestalten kann. 

Ich möchte mich bei Herrn Dr. Thiele auch an 
dieser Stelle für seine Leistung im Hamburger 
Arbeitsschutz herzlich bedanken und begrüße 
seinen Nachfolger, Herrn Dr. Volker Kregel, der 
die erfolgreiche Arbeit fortsetzen wird.

Ich hoffe, dass Sie sich mit Spaß durch die 
„Bilder“ des Berichtes führen lassen und eine 
spannende und informative Lektüre genießen.

Dietrich Wersich

Präses der Behörde für Soziales, Familie,  
Gesundheit und Verbraucherschutz
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Wir über uns

Seit dem 1. September 2010 hat das Amt für 
Arbeitsschutz eine neue Leitung: Dr. Volker Kre-
gel. Er tritt die Nachfolge von Dr. Wilhelm Thiele 
an. Der 53jährige Jurist arbeitete zehn Jahre 
im Bundesumweltministerium, unter anderem 
leitete er dort das Referat „Lärmschutz“. Weitere 
zehn Jahre folgten in der Kommunalverwaltung 
im Rheinland als Sozial-, Umwelt- und Personal-
dezernent. Herr Dr. Kregel wird gemeinsam mit 
uns den erfolgreichen Arbeits- und Gesundheits-
schutz in Hamburg fortsetzen. 

Wer sind „wir“, was wollen und 
was bieten wir?

 
Wir, die Beschäftigten im Amt für Arbeits-
schutz, beraten und unterstützen Hamburger 
Unternehmen bei allen Fragen des Arbeits- und 
Gesundheitsschutzes. Wir helfen Betrieben, 
Arbeitsschutz wirksam im betrieblichen Alltag 
zu praktizieren. Als staatliche Arbeitsschutz-
behörde gehört das Amt für Arbeitsschutz zur 
Abteilung Verbraucherschutz der Behörde für 
Soziales, Familie, Gesundheit und Verbraucher-
schutz in Hamburg. Seit Frühjahr 2005 sind wir 
Geschäftsstelle der ArbeitsschutzPartnerschaft, 
dem Hamburger Bündnis für eine gesunde und 
sichere Arbeitswelt.

Zukunftsweisender Gesundheitsschutz darf 
sich in der modernen Arbeitswelt nicht nur 
darauf beschränken, Unfälle und Krankheiten zu 
vermeiden, er muss aktiv die Gesundheit der 
Belegschaften fördern. Im Arbeits- und Gesund-
heitsschutz vorbildliche Betriebe zeichnen wir 
mit unserer Anerkennung aus. Fehlen jedoch 
Einsicht und Bereitschaft, sich für die Gesund-
heit der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
zu engagieren, können wir Maßnahmen auch 
anordnen. 
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Gesunde und leistungsfähige Beschäftigte sind 
eine wichtige Quelle für den Erfolg jedes Unter-
nehmens. Wir wollen und können Hamburger 
Betriebe nicht von ihrer Verantwortung für die 
Gesundheit ihrer Beschäftigten entbinden, aber 
wir helfen ihnen gerne dabei ihrer Verantwor-
tung gerecht zu werden. Wir unterstützen sie 
mit unterschiedlichen Strategien, ihren Arbeits-
schutz systematisch zu verbessern, damit sie die 
Gesundheit ihrer Beschäftigten fördern und ihre 
Wettbewerbsfähigkeit ausbauen können. 

Wir

•	 informieren zu allen Themen rund um den 
Arbeits- und Gesundheitsschutz und organi-
sieren betrieblichen Erfahrungsaustausch, 

•	 beraten zu arbeitsmedizinischen und gesund-
heitlichen Fragen und vermitteln Erkenntnis-
se, um gesundheitlichen Gefahren für die 
Beschäftigten vorzubeugen,

•	 unterstützen Betriebe dabei, Arbeitsbedin-
gungen menschengerecht und gesundheits-
förderlich zu gestalten,

•	 prüfen systematisch, ob die Betriebe den 
Arbeitsschutz in ihre Aufbau- und Ablauforga-
nisation einbinden und betriebliche Lösungen 
für Arbeitsschutzprobleme entwickeln, 

•	 initiieren in kleinen und mittleren Unterneh-
men Branchenprojekte und schaffen oder 
verbessern damit Strukturen für einen syste-
matischen und praxisnahen Arbeitsschutz,

•	 zeichnen Betriebe mit einer „Arbeitsschutz-
anerkennung“ aus, wenn sie vorbildlichen 
Arbeitsschutz betreiben,

•	 wirken in regionalen und überregionalen 
Initiativen mit, um Sicherheit und Gesundheit 
in der Arbeitswelt zu fördern.

Wir suchen die Zusammenarbeit sowohl mit 
betrieblichen Akteuren als auch mit überbetrieb-
lichen Verbänden und Einrichtungen, die mit uns 
gemeinsam das Ziel „Gesunde Arbeit in Ham-
burg“ erreichen wollen. Nur wenn wir Arbeit 
so gestalten, dass sie Gesundheit erhält und 
fördert, können wir Motivation, Leistungsbereit-
schaft, Gesundheit und Wettbewerbsfähigkeit 
langfristig sichern. 

Amt für Arbeitsschutz Hamburg 
Billstraße 80,  
20539 Hamburg 
www.hamburg.de/arbeitsschutz 
Arbeitsschutztelefon +49 40 428 37 21 12
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Volle Fahrt voraus!

   Gemeinsame 

               Deutsche Arbeitsschutzstrategie 

          nimmt Kurs auf Betriebe 
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„Letzte Hürden nehmen: Ziele überprüfbar machen“ – mit diesem Ausblick 

endete der Beitrag zur Gemeinsamen Deutschen Arbeitsschutzstrategie (GDA) 

in unserem letzten Hamburger Arbeitsschutzbericht (BSG, 2008). Mit der GDA 

sollen bis 2012 die Zahl der Arbeitsunfälle gesenkt und die Häufigkeit berufs-

bedingter Haut- sowie Muskel- und Skelett-Erkrankungen reduziert werden. 

Neben diesen „klassischen“ Arbeitsschutzzielen sind auch „moderne“ Gesund-

heitsgefährdungen Thema der GDA: Psychische Belastungen – zum Beispiel 

durch Zeitdruck, unklare Arbeitsaufträge oder Konflikte – lassen oft gesundheit-

liche Beeinträchtigungen und Erkrankungen überhaupt erst entstehen. Sie sind 

deshalb ausdrücklich in den Projekten der GDA zu berücksichtigen. Ziel ist es 

darüber hinaus, Prävention nachhaltig in die Unternehmenskultur einzubetten, 

deshalb fördert die GDA vor allem den systematischen Arbeitsschutz. Sind dafür 

alle notwendigen Voraussetzungen geschaffen? Wie tragen die Aufsichtsdienste 

die GDA in die betriebliche Arbeitsschutzpraxis, welche Projekte sind in  

Hamburg bereits unter der Flagge der Gemeinsamen Deutschen Arbeitsschutz-

strategie gestartet  und wie wird überprüft, ob die Ziele erreicht werden?

Volle Fahrt voraus!

Gemeinsame Deutsche Arbeitsschutzstrategie  

nimmt Betriebe mit an Bord

© tokamuwi, pixelio.de © Barbara Eckholdt, pixelio.de © sokaeiko, pixelio.de © Elheim, pixelio.de
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Segel gesetzt:  
GDA nimmt Fahrt auf

Bevor ein Schiff ablegen und Fahrt aufnehmen 
kann, ist ein „Sicherheitscheck“ notwendig: 
Wurde die Ladung vorschriftsmäßig gesichert, 
sind die notwendigen Frachtpapiere an Bord und 
ist die Mannschaft vollzählig? In drei „Kraftak-
ten“ mussten auch die Träger der GDA – Bund, 
Länder und Unfallversicherungsträger – erst 
einmal alle rechtlichen und organisatorischen 
Voraussetzungen schaffen, bevor die GDA in die 
betriebliche Praxis starten kann. Der „rechtliche“ 
Kiel ist gelegt, damit er die Ziele und Arbeits-
strukturen stabil hält. In einem zweiten Kraftakt 
musste die passende Mannschaft ins Boot ge-
holt werden: Ein Lenkungs- und Entscheidungs-
gremium – die nationale Arbeitsschutzkonferenz 
(NAK) – hat seine Arbeit aufgenommen, ein 
Arbeitsschutzforum berät, eine Geschäftsstelle 
hilft der NAK beim Steuern und elf Arbeits-
programme wurden von ihren Leitungen im 
Sommer 2009 „zu Wasser gelassen“. Ob der 
Kurs der GDA stimmt, muss die NAK in einem 
dritten Kraftakt durch eine externe Institution 
überprüfen lassen. Inzwischen ist die GDA bei 
ihrem vierten – dem wohl größten Kraftakt – 
angelangt: die GDA in die Betriebe zu tragen und 
sie mit an Bord zu nehmen. 

Erster Kraftakt: 
Den Kiel legen

Im Schiffbau markiert das „Kiel legen“ den 
Baubeginn. Der Kiel ist das „Rückgrat“ eines 
Schiffes. Er stabilisiert den Rumpf und sorgt 
für bessere Kursstabilität. Seit November 2008 
haben Bund, Länder und Unfallversicherungs-
träger im Arbeitsschutz nun auch einen „recht-
lichen Kiel“. Sie sind gesetzlich verpflichtet, eine 
Gemeinsame Deutsche Arbeitsschutzstrategie 
zu schaffen, umzusetzen und fortzuschreiben. 
Diese verbindliche Rechtsgrundlage ist das so 
genannte Unfallversicherungsmodernisierungs-
gesetz (UVMG). Es ergänzt das Arbeitsschutz-
gesetz und das Sozialgesetzbuch VII um die 
GDA.

© Helga Ulbing, pixelio.de



Ziele und Arbeitsprogramme  
entwickeln

Die Träger der GDA erhielten dadurch die folgen-
den Arbeitsaufträge: Sie sollen
•	 gemeinsame Arbeitsschutzziele entwickeln, 
•	 vorrangige Handlungsfelder (Branchen, Beru-

fe, Arbeitsbelastungen) festlegen, in denen 
die Ziele erreicht werden sollen,

•	 Eckpunkte für Arbeitsprogramme aufstellen 
und 

•	 einheitliche Grundsätze für die Arbeitspro-
gramme festlegen.

Verständliches Regelwerk 
schaffen

Im Pflichtenheft der Träger der GDA steht 
außerdem, dass sie ein verständliches, über-
schaubares und abgestimmtes Vorschriften- und 
Regelwerk herstellen. Bei diesem Vorhaben 
atmen sicher viele betriebliche Arbeitsschutz- 
akteure auf – wenn auch noch vorsichtig ver-
halten, ob dieses Schiff auch vom Stapel läuft. 
Staatliche Arbeitsschutzvorschriften und Regeln 
der Unfallversicherungsträger sollen harmonisiert 
werden, um Doppelregelungen zu vermeiden. 

In diesem Prozess haben die staatlichen Re-
gelwerke Vorrang. Nur wenn sie nicht konkret 
genug sind, dürfen Unfallversicherungsträger sie 
in ihren Regeln konkretisieren.

Bei der Aufsicht zusammen 
arbeiten

Die GDA soll nicht nur dafür sorgen, dass mögli-
che Doppelbesichtigungen von Betrieben durch 
die beiden Aufsichtsorgane in Deutschland ver-
mieden werden, sondern auch die Zusammenar-
beit zum Wohle der Betriebe verbessern. Die für 
den Arbeitsschutz zuständigen Landesbehörden 
und die Unfallversicherungsträger müssen sich 
zukünftig miteinander abstimmen, wenn, wann 
und wie sie Betriebe beraten und überwachen. 
Darüber hinaus müssen Sie Informationen und 
Daten über Betriebsbesichtigungen und deren 
Ergebnisse austauschen. Auch über andere 
Erfahrungen sollen sie sich regelmäßig gegen-
seitig informieren und ihre Überwachungsstra-
tegien und Arbeitsschwerpunkte miteinander 
abstimmen (Arbeitsschutzgesetz). Im Sozialge-
setzbuch VII werden die beiden Institutionen  
verpflichtet, Maßnahmen zu vereinbaren, die  
sie für eine gemeinsame Beratungs- und Über- 

© tokamuwi, pixelio.de © Matthias Pätzold, pixelio.de © Marvin Siefke, pixelio.de © Albedo, pixelio.de



14 | 15 

wachungsstrategie in den Betrieben und 
gemeinsame Arbeitsprogramme benötigen. 
Damit zum Beispiel gleiche Maßstäbe an die 
Gefährdungsbeurteilungen von Betrieben gelegt 
werden, egal in welchem Land das Unterneh-
men seinen Sitz hat und unabhängig davon, 
ob die „staatlichen Arbeitsschützer“ oder die 
„Berufsgenossen“ es bei ihrer Aufsicht beurtei-
len, haben die Landesbehörden und Unfallversi-
cherungsträger eine „Leitlinie zur Gefährdungs-
beurteilung“ erarbeitet. Sie beschreibt eine 
einheitliche Vorgehensweise bei der Bewertung 
und Beurteilung einer Gefährdungsbeurteilung 
im Betrieb. Darüber hinaus erproben Länder und 
Unfallversicherungsträger zurzeit eine gemeinsa-
me Plattform zum Daten- und Informationsaus-
tausch, bei dem der Datenschutz gewährleistet 
wird. 

In der Region zusammenarbeiten

Wirklich greifbar wird die GDA erst auf Lan-
desebene: Eine vorgeschriebene Rahmen-
vereinbarung zwischen den Ländern und der 
Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung* 
(DGUV e.V.)  legt fest, wie die beiden Träger auf 
betrieblicher, auf Länder- und auf Bundesebene 
zusammenwirken. Sie konkretisiert die gesetz-
liche Verpflichtung zur Zusammenarbeit und 
beinhaltet beispielsweise, wie Arbeitsprogram-
me umgesetzt und gesteuert werden, wie der 
Informations- und Erfahrungsaustausch gewähr-
leistet wird oder wie gemeinsame Fortbildungen 
organisiert werden. Die Vereinbarung für die 
Hansestadt Hamburg unterzeichneten am  
23. Juni 2009 die DGUV e.V in Sankt Augustin, 
der Landesverband Nordwest als gemeinsa-
mer landesbezogener (GLS) Stelle mit Sitz in 
Hannover und die Behörde für Soziales, Familie, 
Gesundheit und Verbraucherschutz in Hamburg. 

*Seit 2009 sind die gewerblichen und Unfallversicherungsträger 
der öffentlichen Hand in der Deutschen Gesetzlichen Unfallver-
sicherung e.V. (DGUV) zusammengeschlossen.

© Gabriele Planthaber, pixelio.de



Die Rahmenvereinbarung verpflichtet die Un-
fallversicherungsträger und staatlichen Arbeits-
schutzbehörden in einer Region dazu, konkrete 
Umsetzungsvereinbarungen abzuschließen, 
in denen sie für jedes Arbeitsprogramm die 
personellen und finanziellen Ressourcen und die 
Anzahl von Betriebsbesichtigungen verbindlich 
festschreiben. 

Zweiter Kraftakt: 
Die Besatzung zusammen 
stellen

Umfang und Qualifikation einer Schiffsbesatzung 
richten sich nach dem Fahrtgebiet und dem 
Einsatz. Eine nationale Arbeitsschutzstrategie 
braucht sowohl Kapitäne, die den Kurs bestim-
men; Offiziere, die den Kapitän unterstützen und 
Wache halten; Köche, die das „Feuer entfachen“ 
und Mechaniker, die den „Motor am Laufen hal-
ten“. Der Gesetzgeber hat für die GDA Gremien 
geschaffen oder bestimmt, die entscheiden, 
steuern und beraten.

Steuerungskreis  
Arbeitsprogramme

Nationale Arbeits-
schutzkonferenz

Geschäftsstelle Arbeitsschutz- 
forum

Steuerungskreis 
Evaluation

Arbeitsprogramme Externe  
Evaluation

Beirat

Regionale Projekte in den Ländern

Arbeitsschutz- 
forum
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Die nationale Arbeitsschutz-
konferenz

Die Nationale Arbeitsschutzkonferenz (NAK) ist 
das zentrale Entscheidungsgremium der GDA. 
Sie hat ihre Arbeit offiziell im Dezember 2008 
aufgenommen. In diesem Gremium bestimmen 
jeweils drei Vertreter von Bund, Ländern und 
Unfallversicherungsträgern über die GDA und 
darüber, wie sie weiter entwickelt wird. Die 
Sozialpartner aus Arbeitgeber- und Arbeitneh-
merverband stehen ihnen beratend zur Seite. 
Die Aufgaben einer Geschäftsstelle nimmt die 
Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsme-
dizin seit August 2008 wahr. Sie koordiniert zum 
Beispiel die Zusammenarbeit der NAK mit ihren 
Gremien, bereitet Vorschläge für Arbeitsschutz-
ziele und Handlungsfelder auf und sorgt für 
notwendige Fakten- und Datengrundlagen für 
Entscheidungen.

Steuerungskreise

Zu den Gremien der GDA gehört ein Steue-
rungskreis „Arbeitsprogramme“, der die mittler-
weile elf verabschiedeten Programme der NAK 
koordiniert. Der Kreis bewertet zum Beispiel 
Projektpläne, verabschiedet die Erhebungsinstru-
mente für die einzelnen Programme, überwacht 
die Abstimmung über die Ressourcen zwischen 
den Ländern und Unfallversicherungsträgern und 
deren Aufgabenwahrnehmung. 

Büro

Pflege
Transport

Bau

© Bernd Sterzl, pixelio.de © Paul Georg Meister, pixelio.de © Rainer Sturm, pixelio.de © Dominik P., pixelio.de



Die elf Arbeitsprogramme der GDA

Arbeitsprogramm	 Zielrichtung	 Handlungsfeld	 Beteiligung

Bau	 Arbeitsunfälle	 Bau- und Montagearbeiten	 Pflicht

Zeitarbeit	 Arbeitsunfälle	 Betriebe, die Zeitarbeitnehmer 
			   einsetzen	 Pflicht

Transport	 Arbeitsunfälle	 Alle Branchen, die Güter 
			   auf der Straße und auf dem  
			   Betriebsgelände transportieren	 Pflicht

Pflege	 Muskel-Skelett-	 Stationäre und
	 Erkrankungen	 ambulante Pflege	 Pflicht

Büro	 Muskel-Skelett-
	 Erkrankungen	 Alle Betriebe mit Büros	 Pflicht

Haut	 Hauterkrankung	 Berufe mit Feuchtarbeit 
			   (z.B. Friseure) und/oder Arbeit 	 Pflicht 
			   mit hautschädigenden Stoffen 
			   (z.B. Metallbranche)	

Schulen	 Schülerunfälle	 Allgemein- und 
			   berufsbildende Schulen	 Kür

Ernährungsindustrie	 Muskel-Skelett-	 einseitig belastende
	 Erkrankungen	 und bewegungsarmen 	 Kür 
			   Tätigkeiten an Produktions- 
			   arbeitsplätzen 	

Feinmechanik	 Muskel-Skelett-	 einseitig belastenden und 
	 Erkrankungen	 bewegungsarmen Tätigkeiten 	 Kür 
			   bei feinmechanischen  
			   Montierertätigkeiten	

Hotellerie	 Muskel-Skelett- 	 einseitig belastenden und
	 Erkrankungen	 bewegungsarmen Tätigkeiten 	 Kür

			   in Hotels und Gaststätten 
Öffentlicher Personen 	 Muskel-Skelett-	 einseitig belastenden und
Nahverkehr (ÖPNV)	 Erkrankungen	 bewegungsarme Tätigkeiten 	 Kür
			   bei der Personenbeförderung  
			   im ÖPNV	

Arbeitsprogramm	 Zielrichtung	 Handlungsfeld	 Beteiligung

Bau	 Arbeitsunfälle	 Bau- und Montagearbeiten	 Pflicht

Zeitarbeit	 Arbeitsunfälle	 Betriebe, die Zeitarbeitnehmer 	 Pflicht
			   einsetzen	

Transport	 Arbeitsunfälle	 Alle Branchen, die Güter 	 Pflicht
			   auf der Straße und auf dem  
			   Betriebsgelände transportieren	

Pflege	 Muskel-Skelett-	 Stationäre und	 Pflicht
	 Erkrankungen	 ambulante Pflege	

Büro	 Muskel-Skelett-	 Alle Betriebe mit Büros 	 Pflicht
	 Erkrankungen		

Haut	 Hauterkrankung	 Berufe mit Feuchtarbeit 	 Pflicht
			   (z.B. Friseure) und/oder Arbeit 	  
			   mit hautschädigenden Stoffen 
			   (z.B. Metallbranche)	

Schulen	 Schülerunfälle	 Allgemein- und 	 Kür
			   berufsbildende Schulen	

Ernährungsindustrie	 Muskel-Skelett-	 einseitig belastende	 Kür
	 Erkrankungen	 und bewegungsarme 	  
			   Tätigkeiten an Produktions- 
			   arbeitsplätzen 	

Feinmechanik	 Muskel-Skelett-	 einseitig belastende und 	 Kür
	 Erkrankungen	 bewegungsarme Tätigkeiten 	  
			   bei feinmechanischen  
			   Montierertätigkeiten	

Hotellerie	 Muskel-Skelett- 	 einseitig belastende und	 Kür
	 Erkrankungen	 bewegungsarme Tätigkeiten 	  
			   in Hotels und Gaststätten

Öffentlicher Personen 	 Muskel-Skelett-	 einseitig belastende und	 Kür
Nahverkehr (ÖPNV)	 Erkrankungen	 bewegungsarme Tätigkeiten 	
			   bei der Personenbeförderung  
			   im ÖPNV	

Feinmechanik

Hotel

ÖPNV

Büro
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Jedem Arbeitsprogramm ist eine Programm-
leitung zugeordnet, die dafür sorgen muss, 
dass die Vorgaben für das Programm eingehal-
ten und einheitlich in den Ländern umgesetzt 
werden. Zu ihren Kernaufgaben gehört es, einen 
Projektplan aufzustellen und die erforderlichen 
Ressourcen vorzuschlagen. Die Programmleitun-
gen organisieren, koordinieren und steuern das 
jeweilige Arbeitsprogramm. 

Um die Wirkung der GDA extern bewerten zu 
lassen wurde ein Steuerungskreis „Evaluation“ 
gegründet. Er steuert die Evaluation, zu der der 
Gesetzgeber die NAK verpflichtet hat. Er beglei-
tet, prüft und bewertet gemeinsam mit einem 
wissenschaftlichen Beitrat die Arbeit derjeni-
gen, die mit der Evaluation beauftragt sind. Er 
diskutiert Indikatoren, Methoden der Evaluation, 
überwacht inhaltliche und zeitliche Vorgaben, 
bewertet Zwischen- und Endbericht.

Arbeitsschutzforum

Die GDA soll – das ist im Arbeitsschutzge-
setz festgelegt – für alle offen sein, die sich 
mit Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit 
beschäftigen. Sie werden durch ein jährlich statt-
findendes Arbeitsschutzforum ins Boot geholt: 
Sachverständige Vertreter der Spitzenorganisa-
tionen von Arbeitgebern und Arbeitnehmern, 
Berufs- und Wirtschaftsverbände, Wissenschaft, 
Kranken- und Rentenversicherungsträger, 
Einrichtungen, die der Beschäftigungsfähigkeit 
dienen und viele mehr sind eingeladen, die GDA 
mit zu entwickeln und die NAK zu beraten. Die 
Geschäftsordnung der NAK regelt zum Beispiel, 
wie das Forum ablaufen soll und wie die Teilneh-
mer ihre Vorschläge einbringen können. 

Durch die gesetzliche Verankerung der GDA, 
mit verbindlichen Kooperationen zwischen den 
Beteiligten und notwendigen Entscheidungs- 
und Steuerungsstrukturen, ist das Fundament 
dafür gelegt worden, dass die Träger der GDA 
gemeinsam, auf verabredete Ziel hin und nach 
vereinbarten Standards handeln müssen. Das 
gilt für sechzehn Länder, etwa dreißig Unfall-
versicherungsträger sowie für mehr als hundert 
regionale Einrichtungen der Träger. 
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Dritter Kraftakt:  
Kurs überprüfen

Auch wenn der Tanker durch einen Kiel stabili-
siert wurde und mit neuer Besatzung Fahrt auf-
genommen hat, so können Wind und Wetter im 
Alltag schon für einige Drift sorgen. Deshalb gilt 
es, von Zeit zu Zeit den Kurs zu überprüfen; dies 
ist Aufgabe der beiden Steuerungskreise der 
GDA. Sie sollen die Arbeitsprogramme und die 
externe Evaluation überwachen. Neben diesen 
Kurskorrekturen während der Fahrt gilt es aber 
auch festzustellen, ob das Schiff auch wirklich 
im angesteuerten Hafen gelandet, die Ladung 
unbeschadet angekommen und die Mannschaft 
noch vollzählig ist. Die Bewertung der GDA 
haben der Gesetzgeber wie auch die Arbeits- 
und Sozialminister der NAK ins Pflichtenheft 
geschrieben. Für die GDA sind maßgeblich fünf 
Fragen zu beantworten: 

1.	 Werden die drei Arbeitsschutzziele der GDA 
bis zum Jahr 2012 erreicht? Ist die Zahl der 
Arbeitsunfälle, Hauterkrankungen sowie der 
Muskel- und Skeletterkrankungen in den fest-
gelegten Handlungsfeldern (Branchen, Berufe 
etc.) rückläufig?

2.	 Arbeiten die Arbeitsschutzbehörden der Län-
der und die Berufsgenossenschaften effizient 
zusammen? Haben die Abstimmung bei der 
Beratungs- und Überwachungstätigkeit sowie 
der Daten- und Informationsaustausch über 
Betriebsbesichtigungen zu mehr Effizienz 
geführt? 

 3.	Hat sich die Zusammenarbeit mit Dritten ver-
bessert? Gelingt beispielsweise eine stärkere 
Vernetzung mit Fachverbänden, Krankenkas-
sen oder wissenschaftlichen Einrichtungen?

4.	 Wurde ein überschaubares Regelwerk 
geschaffen? Welche Regelungen wurden 
vereinfacht, abgeschafft oder nicht mehr 
zugelassen?

5.	 Und nicht zuletzt: Was hat sich in der Präven-
tionskultur in Betrieben verändert? Machen 
die Aktivitäten der GDA die Arbeitsbedingun-
gen in den Betrieben sicherer und gesünder? 

© Thorsten Freyer, pixelio.de

© Dieter Schütz, pixelio.de



20 | 21  

Die zur Evaluation notwendigen Daten und 
Informationen werden zu zwei unterschiedli-
chen Zeitpunkten erhoben und ausgewertet, 
in den Jahren 2010 und 2012. Die NAK wird 
etwa 500.000 Betriebe in Deutschland, 3.500 
Aufsichtsbeamte der Unfallversicherungsträger 
und bis zu 3.000 Gewerbeaufsichtsbeamte der 
Arbeitsschutzbehörden der Länder befragen 
lassen. Vorgesehen sind darüber hinaus Tele-
foninterviews mit etwa 6.500 Unternehmens-
vertretern und Beschäftigten. Im Jahr 2013 soll 
der Abschlussbericht über die Dachevaluation 
vorliegen. 

Vierter Kraftakt: Die GDA  
in die Betriebe tragen 

Wir stellen Ihnen auf den nächsten Seiten zwei 
GDA-Projekte vor, die in Hamburg gestartet sind. 
Sie beschreiben beispielhaft, wie die Arbeits-
programme Zeitarbeit und Haut in den Ländern 
umgesetzt werden. Für alle GDA-Projekte gelten 
die folgenden drei Grundsätze:

•	 vorgegebene Ziele, Projektdesigns und Be-
sichtigungszahlen,

•	 abgestimmte Aktionen zwischen staatlicher 
Arbeitsschutzbehörde und Unfallversiche-
rungsträger sowie 

•	 einheitliche Umsetzung der Programme in 
den Ländern.
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Vorgegebene Ziele

Mit der Gemeinsamen Deutschen Arbeitsschutz-
strategie sind den Ländern zum ersten Mal 
Ziele, Projektdesign und Besichtigungszahlen 
vorgegeben. Die Länder Schleswig-Holstein, 
Hamburg, Bremen, Niedersachsen und Sachsen-
Anhalt haben Anfang des Jahres 2010 mit der 
Gemeinsamen Landesbezogenen Stelle (GLS) 
des Landesverbandes Nordwest der Deutschen 
Gesetzlichen Unfallversicherung vereinbart, 
welche personellen Ressourcen sie einbringen 
und wie viele Betriebsbesichtigungen sie in den 
Arbeitsprogrammen Bau, Haut, Zeitarbeit, Trans-
port und Büro durchführen. 

Abgestimmte Aktionen

Solange die rechtlichen Grundlagen für den 
vorgesehenen Datenaustausch zwischen beiden 
Seiten noch nicht abschließend geklärt sind, 
stimmen sich Berufsgenossenschaften und 
staatliche Arbeitsschutzbehörden vor geplanten 
Betriebsbesichtigungen ab. In einem Stadtstaat 
wie Hamburg ist die Abstimmung relativ unkom-
pliziert, denn den Unfallversicherungen tritt nur 
eine Institution gegenüber, das Amt für Arbeits-

schutz. Zudem kennen sich Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter beider Institutionen durch die 
vielfältigen Arbeitsbeziehungen, die sie in der 
Vergangenheit geknüpft haben. 

Einheitliche Umsetzung 

Für jedes Arbeitsprogramm gibt es bundesweit 
einheitliche Erhebungsbögen, Gesprächsleitfä-
den oder Handlungshilfen, die von den Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern angewendet werden 
müssen. Die GDA Arbeitsprogramme richten 
sich insbesondere an kleine und mittelständi-
sche Betriebe, die aufgrund enger personeller 
Ressourcen und fehlendem Know-How im Ar-
beitsschutz besondere Unterstützung brauchen. 
 
Damit die betriebliche Arbeitsschutzsituation 
künftig nach einheitlichen Maßstäben bewertet 
werden kann, entwickeln die Länder zu unter-
schiedlichen Themen Leitlinien für das Aufsichts-
personal von staatlichen Stellen und Unfallversi-
cherungsträgern. Die erste Leitlinie, die die NAK 
verabschiedet hat, beschreibt Kriterien, nach 
denen Gefährdungsbeurteilungen in den Betrie-
ben überprüft und bewertet werden sollen. 
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Sicherheit und Gesundheits-
schutz bei der Zeitarbeit
 

Worum geht es?

Zeitarbeit war in den vergangenen Jahren der 
Jobmotor in Deutschland. Mit dem Anstieg von 
Leiharbeitnehmern stiegen auch die Unfall-
zahlen. Ihr Unfallrisiko ist im Vergleich zu allen 
Beschäftigten etwa doppelt so hoch. Typische 
Zeitarbeiter gibt es nicht – hochqualifizierte 
Ingenieure, Bürofach- und Pflegekräfte werden 
ebenso wie Handwerker oder Reinigungskräf-
te auf Zeit eingestellt. Männer stellen mit gut 
siebzig Prozent das Gros der Leiharbeitnehmer. 
Das liegt vor allem daran, dass Zeitarbeit – trotz 
des Strukturwandels – vorrangig im gewerbli-
chen Bereich eingesetzt wird. Frauen arbeiten 
überwiegend in der Dienstleistungsbranche auf 
Zeit. Drei von zehn Zeitarbeitern erledigen Hilfs-
arbeiten. Zwar war Zeitarbeit im konjunkturellen 
Abschwung rückläufig, die Branche scheint sich 
aber seit einigen Monaten wieder zu stabili-
sieren. Um das Unfallrisiko von Zeitarbeitern 
zu senken, hat die Gemeinsame Deutsche Ar-
beitsschutzstrategie (GDA) ihr Arbeitsprogramm 
„Zeitarbeit“ aufgelegt: Dabei steht nicht die 
Zeitarbeitsbranche im Vordergrund, sondern die 
Arbeitsschutzstandards für Zeitarbeitnehmer in 
den Firmen, die Zeitarbeiter entleihen. 

Arbeitsprogramm Zeitarbeitbeit: 
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Was sind die Probleme?

Im Projekt gilt die besondere Aufmerksamkeit 
der Sicherheit und Gesundheit von betrieblichen 
„Neulingen“ in den Branchen Metallverarbei-
tung, Baunebengewerbe, Nahrungsmittelin-
dustrie, Gesundheitsdienst und Transport. Viele 
Zeitarbeiter werden jeweils nur für Tage oder 
Wochen entliehen: Anforderungen, Arbeitsab-
läufe, Organisationsstrukturen, Arbeitsschutz-
organisationen und Kollegen wechseln häufig. 
Durch die kurzen Beschäftigungszeiten bleibt 
die betriebliche Integration oft auf der Strecke: 
ungenügende Einarbeitung und mangelnde In-
formation sind häufige Unfallursachen, aber auch 
fehlende Erfahrung. So wurden beispielsweise 
über sechzig Prozent der neu abgeschlossenen
Zeitarbeitsverhältnisse im ersten Halbjahr 2009 
mit Menschen geschlossen, die entweder direkt 
davor nicht oder noch nie beschäftigt waren. 
Unfallrisiken birgt auch eine unzureichende 
Zusammenarbeit zwischen dem „Verleiher“, 
der Zeitarbeitsfirma und dem „Entleiher“, dem 
jeweiligen Betrieb: Wenn die Aufgaben nicht zu 
den Kenntnissen, Fähigkeiten und Qualifikatio-
nen des Zeitarbeiters passen, sind Unfälle oft 
vorprogrammiert. 

Wie gehen wir in Hamburg vor? 

Seit Herbst 2009 prüfen Arbeitsschutzbehör-
den und Berufsgenossenschaften nicht nur, ob 
Betriebe ihren Arbeitsschutz gut organisieren, 
sondern auch, wie sie ihre „geliehenen“ Ar-
beitskräfte einsetzen. Nach bundeseinheitlichen 
Standards besichtigen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter des Amtes für Arbeitsschutz Hamburger 
Firmen, die Zeitarbeiter beschäftigen. Insge-
samt sollen in diesem Jahr je 120 Betriebe von 
Berufsgenossenschaften und dem Amt für Ar-
beitsschutz aufgesucht werden. Sie überprüfen 
die Arbeitsschutzregelungen im Unternehmen 
und wie der Betrieb den Einsatz seiner Zeitar-
beitnehmerinnen und -arbeitnehmer organisiert 
hat. Die Entleihfirmen werden in erster Linie 
beraten, wie sie die Arbeitsbedingungen ihrer 
Zeitarbeitnehmerinnen und Zeitarbeitnehmer 
verbessern können. 

Fragen an den Betrieb, der Zeitarbeitnehmer beschäftigt

•	 Werden Gefährdungsbeurteilungen angemessen durchgeführt? 
•	 Wird der Betrieb sicherheitstechnisch und arbeitsmedizinisch betreut? 
•	 Ermittelt der Betrieb das Anforderungsprofil für den Zeitarbeitnehmer? 
•	 Stellt er die ermittelten Anforderungen der Zeitarbeitsfirma zur Verfügung? 
•	 Wurden die Arbeitsplätze der Zeitarbeiter von der Zeitarbeitsfirma vor der Arbeitsaufnahme besichtigt? 
•	 Sind in dem Arbeitnehmer-Überlassungsvertrag oder einer Arbeitsschutzvereinbarung die erforder-

lichen Arbeitsschutzmaßnahmen geregelt?
•	 Sind die Zeitarbeiter beim Arbeitsschutz der Stammbelegschaft gleichgestellt?
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Maßnahmen, die der Einsatzbetrieb oder die 
Zeitarbeitsfirma ergreifen müssen, halten sie 
für die nächste Besichtigung in einem Jahr fest, 
zum Beispiel: 

•	 Der Entleiher hat seine Zeitarbeitnehmer 
nicht in seiner Gefährdungsbeurteilung be-
rücksichtigt. Er muss dies nachholen, weil er 
entliehene Arbeitskräfte wie seine eigenen 
Mitarbeiter betrachten muss.

 
•	 Die Entleihfirma hat kein Anforderungspro-

fil für entliehene Mitarbeiter erstellt. Die 
Angaben zur Qualifikation gegenüber der 
Zeitarbeitsfirma sind deshalb vage und es 
besteht die Gefahr, dass eine ungeeignete 
Person verliehen wird. Entleiher und Verleiher 
müssen sich in diesem Fall abstimmen.

•	 Im Arbeitnehmerüberlassungsvertrag wurde 
nicht geregelt, wer für die Bereitstellung per-
sönlicher Schutzausrüstungen verantwortlich 
ist. Im schlimmsten Fall arbeitet der Zeitar-
beitnehmer ungeschützt und setzt sich einer 
unnötigen Unfallgefahr aus. In einem solchen 
Fall müssen beide Vertragsparteien nachbes-
sern.

Arbeitsprogramm Zeitarbeitbeit: 
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Was können Betriebe tun?

Wenn Betriebe Zeitarbeitnehmer nur für kurze 
Zeit „entleihen“, bleibt für die betriebliche Inte-
gration wenig Zeit. Umso dringender ist es, die 
Leiharbeitskräfte intensiv einzuarbeiten, zu infor-
mieren und schnell in den Betrieb zu integrieren. 
Das Anforderungsprofil für den „Neuling“ muss 
zu seinen Qualifikationen passen. Um diese 
gute „Passform“ sicherzustellen, müssen „Ver-
leiher“ und „Entleiher“ gut zusammenarbeiten. 
Betriebe können Gefahren vermeiden, wenn sie 
auf Folgendes achten (siehe Textkasten oben). 

Welche Zwischenbilanz  
ziehen wir?

Bisher haben unsere Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter etwa achtzig Betriebe mit Zeitarbeit-
nehmern erstmals besichtigt. Dabei fanden sie 
viele der beschriebenen Probleme vor. Bei der 
Zweitbesichtigung nach einem Jahr erfahren 
sie, ob Betriebe die erforderlichen Maßnah-
men umgesetzt und sich die Bedingungen für 
Zeitarbeiter in den Firmen verbessert haben. 
Das Arbeitsprogramm wird bis zum Jahr 2012 
fortgesetzt, dann ziehen Bund, Länder und Un-
fallversicherungsträger Bilanz – das Hamburger 
Projekt auch. 

Das können Betriebe tun:

•	 Ermitteln Sie so konkret wie möglich ein Aufgabenprofil für den Zeitarbeitnehmer, den sie brauchen: 
Welche Aufgaben soll er bewältigen?

•	 Übermitteln Sie der Zeitarbeitsfirma das Aufgabenprofil und beschreiben Sie möglichst genau ihre Anforde-
rungen, zum Beispiel an die erforderliche Qualifikation.

•	 Eine gute Zeitarbeitsfirma erkennen Sie daran, dass sie sich vor Ort ein Bild über die zu besetzenden 
Arbeitsplätze macht. Laden Sie sie dazu ein!

•	 Regeln Sie den erforderlichen Arbeitsschutz im Arbeitnehmerüberlassungsvertrag bzw. in einer Arbeits-
schutzvereinbarung: Welche persönlichen Schutzausrüstung braucht der Zeitarbeitnehmer, wer bezahlt sie, 
wie wird der Zeitarbeiter unterwiesen, welche Vorsorgeuntersuchungen sind erforderlich?

•	 Integrieren Sie Ihre Zeitarbeitnehmer, indem Sie sie Ihrer Stammbelegschaft gleich stellen, zum Beispiel bei 
Arbeitszeit- und Pausenregelungen, Arbeitskleidung oder Verpflegung.

•	 Informieren Sie die Zeitarbeitsfirma sofort, wenn Sie die Einsatzbedingungen ändern wollen, damit sie 
rechtzeitig darauf reagieren kann. 
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Gesundheitsschutz bei Feucht-
arbeit und Tätigkeiten mit 
hautschädigenden Stoffen 
 

Worum geht es?

Hauterkrankungen machen etwa dreißig Prozent 
aller an die Berufsgenossenschaften gemelde-
ten Berufskrankheiten aus. Mehr als die Hälfte 
der gemeldeten Hauterkrankungen bestäti-
gen die Berufsgenossenschaften als beruflich 
bedingt. Die Erkrankung muss so schwer sein, 
dass die Betroffenen ihre Tätigkeit nicht mehr 
ausüben können. Das bedeutet im Umkehr-
schluss: es gibt eine sehr große Zahl von Haut-
erkrankungen, die beruflich bedingt, aber nicht 
als Berufskrankheit anerkannt wird.

Was sind die Probleme?

Häufigster Auslöser einer Hauterkrankung ist 
mit Abstand die so genannte Feuchtarbeit. Wer 
mehr als zwei Stunden täglich mit Flüssigkeiten 
zu tun hat, ist gefährdet, das gilt zum Beispiel 
für Köche, Friseure oder Beschäftigte in der Le-
bensmittelverarbeitung. Was viele nicht wissen: 
Auch wer regelmäßig flüssigkeitsdichte Schutz-
handschuhe trägt oder sich häufig und intensiv 
die Hände reinigt, kann erkranken. Denn unter 
den Handschuhen schwitzt die Haut – die natürli-
che Barriere der äußeren Hautschichten wird 
zerstört und Schadstoffe gelangen leichter in die 
Haut, zum Beispiel Latex-Allergene, Desinfek-
tions- und Reinigungsmittel, Kühlschmierstoffe, 

Arbeitsprogramm Haut 
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Chromate in Zement, Nickel oder Epoxydharze. 
Davon betroffen sind beispielsweise Beschäf-
tigte im Bau- oder Metallgewerbe, im Gesund-
heitsdienst oder in der Reinigungsbranche. 
Wenn die intakte Hornschicht der Haut durch 
Wasser oder andere Flüssigkeiten geschädigt 
wird, kann sie äußeren Einflüssen nicht mehr 
standhalten. Auch andere Stoffe können die 
Schutzschicht der Haut zerstören und in die Haut 
eindringen, zum Beispiel Wasch-, Reinigungs- 
und Desinfektionsmittel oder Kühlschmierstoffe. 
Bei den meisten Beschäftigten, die im „feuch-
ten Milieu“ arbeiten, können Hautekzeme an 
den Händen auftreten. Erste Vorboten dieser 
entzündlichen Hautveränderung sind Rötungen, 
Schuppen, Knötchen, Bläschen oder Juckreiz. 
Diese Symptome treten jedoch nicht sofort auf, 
weil die Barrierefunktion der Haut meistens über 
einen längeren Zeitraum hinweg schwächer 
wird. Das erste Alarmzeichen ist meistens eine 
raue und trockene Haut. Wer darauf sofort mit 
Hautschutz und Hautpflege reagiert, kann seine 
Haut oft noch retten.

Wie gehen wir in Hamburg vor?

Das Ziel, Hauterkrankungen zu verringern, ver-
folgt Hamburg zwischen September 2009 und 
Dezember 2010 vor allem in Zahnarztpraxen, 
Dentallaboren, in Supermärkten mit Verkaufsthe-
ken und bei Friseuren. Die Berufsgenossen-
schaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrts-
pflege (BGW) konzentriert sich in Absprache mit 
dem Amt für Arbeitsschutz in diesem Projekt 
ausschließlich auf das Friseurgewerbe, auch mit 
anderen gesetzlichen Unfallversicherungen wur-
den betriebsbezogene Absprachen getroffen, 
um mögliche Doppelbesichtigungen auszu- 
schließen.

Ein Projektteam des Amtes für Arbeitsschutz 
besucht etwa 160 kleine oder mittelständische 
Betriebe nach vorheriger Terminvereinbarung. 
Für die Zahnarztpraxen wurde eine Mischung 
aus verschiedenen Hamburger Bezirken und 
Stadtteilen, unterschiedlicher Größe (Einzelpraxis/ 
Gemeinschaftspraxis) und fachlicher Ausrichtung 
(Zahnärzte / Kieferorthopäden) ausgewählt. Bei 
einer Betriebsbegehung informieren sich die 
Mitarbeiter des Amtes anhand eines standardi-
sierten Erhebungsbogens über die betriebliche 
Situation zum Hautschutz: 



•	 Welche Schutzhandschuhe stehen zur Verfü-
gung? 

•	 Mit welchen Gefahrstoffen wird gearbeitet 
und liegen aktuelle Sicherheitsdatenblätter zu 
den Gefahrstoffen vor?

•	 Wurden gefährliche Stoffe durch ungefähr-
lichere ersetzt?

•	 Hat der Unternehmer die Gefährdungen 
angemessen beurteilt, Schutzmaßnahmen 
ergriffen und geprüft, ob sie wirken?

•	 Wurden die Beschäftigten unterwiesen und 
hängt ein angemessener Hautschutzplan 
aus? 

Nach dem Eingangsgespräch und der Betriebs-
begehung zeigen die Mitarbeiter des Amtes 
dem Unternehmer betriebsspezifischen Hand-
lungsbedarf auf, nennen ihm praktische Tipps 
zur Problemlösung und übergeben ihm entspre-
chendes Informationsmaterial. 

Was können Betriebe tun?

Es gibt viele grundsätzliche Möglichkeiten, um 
Gefährdungen durch „Feuchtarbeit“ und Gefahr-
stoffe zu verringern, zum Beispiel in dem „feuch-
te“ Arbeiten mit Tätigkeiten ohne Feuchtarbeit 
gewechselt oder stark gefährdende Gefahrstoffe 
durch weniger gefährliche Stoffe ersetzt werden. 
Durch unsere Erfahrungen heben wir für Praxen 
und Dentallabore drei Hinweise, für Supemärkte 
mit Lebensmittel-Verkaufstheken einen Hinweis 
besonders hervor. 

Arbeitsprogramm Haut 
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Gefährdungen

Zahnarztpraxen: Zahnärzte und die „helfende Hand“ am Patientenstuhl tragen pro Tag meistens über 4 Stun-
den feuchtigkeitsdichtende Handschuhe (Latex oder Nitril). Sie haben Umgang mit Reinigungs- und Desinfek-
tionsmitteln mit allergisierenden, hautreizenden oder gar ätzenden Eigenschaften. Die Vielfalt dieser Hautbe-
lastungen führt dazu, dass diese Berufsgruppen besonders häufig von Handekzemen und Allergien betroffen 
sind.
Dentallabore: Zahntechnikerinnen und Zahntechniker arbeiten mit Chemikalien, um Prothesen herzustellen. 
Diese Stoffe haben eine stark allergisierende Wirkung. Zahntechniker, die an eine Praxis angeschlossen sind, 
sind besonders gefährdet, weil der Zahnarzt sich in diesem Gebiet nicht gut auskennt und deshalb den Labor-
bereich nicht angemessen unterweisen kann.
Supermärkte mit Verkaufstheken: Die Fleisch-, Wurst- und Käse-Verkäufer tragen bei ihrer Arbeit häufig 
feuchtigkeitsdichte Handschuhe. Sie tun dies nicht aufgrund einer Vorschrift zur Lebensmittelhygiene, son-
dern weil viele Kunden es für hygienischer halten. Aus Gewohnheit oder weil das Wechseln der Handschuhe 
umständlich ist, tragen Verkäuferinnen und Verkäufer sie oft auch in der Zeit, in der sie nicht mit Lebensmitteln 
hantieren.

Hinweise für Zahnarztpraxen  
und Dentallabore

Geeignete Schutzhandschuhe tragen: Es gibt 
keine geeigneten Schutzhandschuhe für alle Ar-
beiten. Je nach Tätigkeit muss ermittelt werden, 
welcher Handschuh „der Richtige“ ist. Medizi-
nische Einmalhandschuhe sind zwar geeignet, 
wenn ein Patient auf dem Stuhl behandelt wird, 
nicht aber, wenn Geräte gereinigt oder desinfi-
ziert werden müssen. In diesem Fall schützen 
nur Haushaltshandschuhe vor den Gefahrstof-
fen, in besonderen Fällen  müssen sogar spe-
zielle Chemikalien-Schutzhandschuhe getragen 
werden, zum Beispiel bei ätzenden Reinigungs- 
und Desinfektionsmitteln.

Zahnarzt
Dentallabor

Verkaufstheke

Aktuelles Sicherheitsdatenblatt beschaf-
fen: Das Sicherheitsdatenblatt zu einem 
Gefahrstoff informiert den Verwender darü-
ber, wie er mit dem Stoff umgehen muss: 
Welche Risiken er birgt, welche Schutz-
maßnahmen erforderlich sind, was bei der 
Verarbeitung zu beachten ist oder wie er 
entsorgt werden muss. Ist ein solches Da-
tenblatt älter als drei Jahre, ist es veraltet. 
Beispielsweise findet man in vielen alten 
Sicherheitsdatenblättern nur den allge-
meinen Hinweis „Geeignete Handschuhe 
sind zu verwenden“. Ein aktuelles Blatt gibt 
Material und Dicke des geeigneten Schutz-
handschuhs an, einige nennen Handschuh-
Marken und -Typen. 

© tommyS, pixelio.de © Peter Kirchhoff, pixelio.de © Manfred Blanck, pixelio.de



Tipp: Aktuelle Sicherheitsdatenblätter erhalten 
Unternehmen kostenlos bei den Herstellern, 
viele Firmen bieten ihre Sicherheitsdatenblätter 
auch in Internet zum Herunterladen an. 

Hautvorsorge: Arbeitgeber müssen ihren Be-
schäftigten eine arbeitsmedizinische Vorsorge-
untersuchung anbieten, wenn sie pro Tag länger 
als zwei Stunden, aber weniger als vier Stunden 
in feuchtem Milieu arbeiten. Zur Feuchtarbeit 
gehört auch das Arbeiten mit flüssigkeitsdichten 
Handschuhen. Ab vier Stunden pro Arbeitstag ist 
diese Untersuchung Pflicht und Voraussetzung 
für die Beschäftigung (Berufsgenossenschaftli-
cher Grundsatz G24).

Hinweis für Supermärkte mit Lebensmittel-
Verkaufstheken

Hautvorsorge: Wenn Hilfsmittel wie Gabeln 
oder Wurstgreifer im Verkauf benutzt werden, 
müssen Verkäuferinnen und Verkäufer keine 
Handschuhe tragen. Kunden können darüber  
mit dem Flyer „Ohne ist besser“ informiert  
werden. Er ist kostenlos erhältlich bei der  
Berufsgenossenschaft Handel und Warendis-
tribution (BGHW), Bestellnummer A 16b, 01.07).

Arbeitsprogramm Haut: 
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Welche Zwischenbilanz 
ziehen wir?

Die Beratung aufgrund unserer Betriebsbege-
hungen wurde von den Unternehmern über-
wiegend positiv aufgenommen, weil sie durch 
unsere Aktivitäten viele Informationen über 
guten Hautschutz erfahren haben. Davon profi-
tieren nicht nur die Beschäftigten sondern auch 
sie selbst. Bei mehr als neunzig Prozent der 
aufgesuchten Betriebe stellten wir fest, dass sie 
ihren Hautschutz verbessern müssen. Die dafür 
gültige technische Regel für Gefahrstoffe (TRGS 
401) war in den wenigsten Fällen bekannt. Sie 
beschreibt, wie Gefährdungen durch Hautkon-
takt ermittelt und beurteilt werden und wie der 
Hautschutz betrieblich umgesetzt werden muss.

Abgesehen von dem jeweiligen individuellen Be-
ratungs- und Handlungsbedarf, gibt es vor allem 
zwei strukturelle Defizite in der Zahnarzt- und 
Zahntechnikbranche, die ein einzelner Betrieb 
nicht ändern oder bewältigen kann:

Betreuung: Unternehmer werden von Fachkräf-
ten für Arbeitssicherheit und Betriebsärzten bei 
ihren Pflichten im Arbeitsschutz unterstützt, das  
gilt auch für den Hautschutz. Zwar müssen  
selbständige Zahnärzte oder Zahntechniker ihren 
Betrieb sicherheitstechnisch und arbeitsmedizi-
nisch betreuen lassen; die Zeit, die den Arbeits-
schutzexperten dafür zur Verfügung steht, ist 
in einem kleinen oder mittleren Betrieb extrem 
kurz, denn sie errechnet sich zum Beispiel aus 

der Zahl der Beschäftigten. Klein- und Kleinstbe-
triebe werden deshalb nur etwa alle drei Jahre 
von den externen Experten aufgesucht. Das 
bedeutet, dass dem Unternehmer Regelungen 
für einen angemessenen Hautschutz meistens 
nur mit erheblicher Zeitverzögerung bekannt 
werden. Hier müssen neue Wege beschritten 
werden, um die Einsatzzeiten für die gesamte 
Branche zu bündeln und um Erkenntnisse sowie 
Schutzmaßnahmen in die betriebliche Praxis 
dieser Kleinbetriebe zu bringen. 

Unterweisung: Zahntechniker, die mit ihrem 
Labor an eine Zahnarztpraxis angeschlossen 
sind, können von ihrem Arbeitgeber – der Zahn-
ärztin oder dem Zahnarzt – nicht ausreichend 
unterwiesen werden, weil ihm das Wissen über 
die Arbeitsbedingungen und Gefährdungen von 
Zahntechnikern fehlt. Auch bei diesem Problem 
suchen die Mitarbeiter des Amtes für Arbeits-
schutz gemeinsam mit der zuständigen Zahn-
ärztekammer nach einer Lösung.

Als ersten Schritt hat die Hamburger Zahnärzte-
kammer für ihre Mitglieder das Thema „Haut-
schutz“ in ihrem Qualitätsmanagement-Hand-
buch aktualisiert. So können sich alle Hamburger 
Zahnarztpraxen über aktuelle Anforderungen 
informieren und sie in die Praxis umsetzen.
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Für Außenstehende mag es befremdlich erschei-
nen, wenn wir die Entwicklung der GDA in die-
sem Beitrag als „Kraftakte“ betiteln: Es kann ja 
wohl nicht so schwer sein. Oh doch! Wer mehr 
über die vielfältigen und komplexen Veränderun-
gen des deutschen Arbeitsschutzsystems lesen 
möchte, dem empfehlen wir den Beitrag „Was 
zu tun bleibt“ in diesem Bericht. Ohne über die 
Vor- und Nachteile des föderalen Aufbaus unse-
rer Republik und den historisch gewachsenen 
Dualismus in der Aufsicht des Arbeitsschutzes 
räsonieren zu wollen, möchten wir auf Folgen-
des aufmerksam machen: Dezentrale Aufsicht 
„nah am Kunden“ und die historisch gewach-
sene zweigleisige Überwachung des Arbeits-
schutzes mit ihren eingespielten, verlässlichen 
Beziehungen bergen erhaltenswerte Vorteile. 
Sie verlangt aber auch, dass eine Vielzahl von 
Akteuren koordiniert werden müssen, damit 
gemeinsame überprüfbare Ziele und Standards 
erreicht werden können. 

Ansprechpartner
 
Rainer Hellbach
Telefon:	 +49 40 428 37 31 03
E-Mail:	 rainer.hellbach@bsg.hamburg.de

Für das Projekt Zeitarbeit
Antje Ludwig
Telefon: 	 +49 40 428 37 31 40
E-Mail:	 antje.ludwig@bsg.hamburg.de

Für das Projekt Haut
Dr. Fang Yu
Telefon: 	 +49 40 428 37 32 83
E-Mail: 	 fang.yu@bsg.hamburg.de

Weitere Informationen

BSG-Behörde für Soziales, Familie, Gesundheit 
und Verbraucherschutz, Amt für Arbeitsschutz 
(Hrsg.), 2008: Arbeitsschutz in Hamburg – Ziele, 
Strategien, Handlungsfelder, Hamburg.

www.gda-portal.de.  
Das Informationsportal der Gemeinsamen  
Deutschen Arbeitsschutzstrategie.
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Das ist ja wie beim Fußball!

   Die ArbeitsschutzPartnerschaft 

                                will Verlängerung … 
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38    |	 Vom Anpfiff an – ein Gewinn für alle!

39    |	 Mitspielen! Anreize für Unternehmen

41    |	 Tor, Tor, Tor – Projekte zum Ziel führen

42    |	 Der Werkzeugkasten

47    |	 Netze knüpfen –  
	 dann fliegt der Ball ins Tor

48    |	 Der Ball ist rund, 
	 aber in welche Richtung rollt er?
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Kurz nach der Fußballweltmeisterschaft war alles offen - will Jogi Löw ver-

längern oder nicht? Jetzt ist klar: Er bleibt Bundestrainer bis zur Europameis-

terschaft und nicht nur der Deutsche Fußballbund atmet auf, sondern fast die 

ganze Nation. Holen „unsere Jungs“ 2012 den Titel und siegen „unsere Mädels“ 

2011 bei der Weltmeisterschaft? Der Erfolg hat bekanntlich viele Mütter und 

Väter, aber bis es soweit ist, braucht es einen langen Atem: Nachwuchsförde-

rung, strategische Planung, gutes Zusammenspiel und eine passende Ausrüs-

tung sind einige der notwendigen Voraussetzungen. Viele „Unsichtbare“ bohren 

nicht nur in Vereinen und Verbänden „dicke Bretter“, sondern auch innerhalb und 

außerhalb von Unternehmen, bevor sich Erfolg einstellt. Und nicht nur beim 

Fußball werden Verträge erfolgreicher Teams verlängert. Auch die Partner in 

der Hamburger ArbeitsschutzPartnerschaft wollen die Verlängerung: Nach fünf 

Jahren Bündnispolitik für eine gesunde und sichere Arbeitswelt setzen sie ihre 

Arbeit um weitere fünf Jahre fort. Schließlich benötigte auch die Deutsche Fuß-

ballwelt zehn Jahre, um den „Rumpelfußball“ von einst vergessen zu lassen. 

Was hat die ArbeitsschutzPartnerschaft erreicht, welche Projekte fördert sie, was 

haben Hamburger Unternehmen davon und wo liegen die Schwerpunkte in den 

nächsten Jahren?

Das ist ja wie beim Fußball!

Die ArbeitsschutzPartnerschaft 

wil l  Verlängerung

© Sirius Black, pixelio.de © Siegfried Fries, pixelio.de © Uwe Steinbrich, pixelio.de © Dieter Schütz, pixelio.de
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Vom Anpfiff an - Ein Gewinn 
für alle!
 
Seit April 2005 gibt es sie - die Arbeitsschutz-
Partnerschaft, das Hamburger Bündnis für eine 
gesunde und sichere Arbeitswelt. Die Part-
ner – Wirtschaftsverbände, Handwerks- und 
Handelskammer, Gewerkschaften, Berufsgenos-
senschaften und Amt für Arbeitsschutz – haben 
erkannt: mehr Sicherheit und Gesundheit bei der 
Arbeit erreichen wir nur alle gemeinsam. Unser 
erfolgreiches Hamburger Modell hat inzwischen 
auch in anderen Ländern Schule gemacht und 
Nachahmer gefunden, zum Beispiel die Arbeits-
schutz-Allianz in Sachsen.

Die Hamburger Partner schlagen neue Wege 
der Zusammenarbeit ein, um die Arbeitswelt in 
Hamburg gesünder und sicherer zu machen. Ein 
Koordinierungskreis und eine  Geschäftsstelle 
im Amt für Arbeitsschutz unterstützen sie dabei. 
Den Koordinierungskreis bilden „Planer und 
Vermittler“ aus den beteiligten Institutionen und 
Verbänden. Sie bereiten Projekte und Aktionen 
vor und suchen sich dafür weitere Kooperations-
partner.

Die Arbeitsschutzpartner haben sich nicht nur 
über gemeinsame Ziele, Schwerpunkte und Vor-
gehensweisen verständigen können, sondern 
sind auch erfolgreich den Weg in die betriebli-
che Praxis angetreten. Das gelingt nur, wenn 
sie Unternehmen unterstützen können bei der 
Frage:  „Wie können wir gesunde Arbeitsbe-
dingungen gestalten und wie können wir dies 
systematisch in  unsere Unternehmensstrategie 
einbeziehen?“ Die ArbeitschutzPartnerschaft 
bietet neue Methoden – wie zum Beispiel die 
moderierte Gefährdungsbeurteilung – branchen-
spezifische Handlungshilfen –  wie beispielswei-
se den Gefahrstoff-Check für das Kfz-Handwerk 
– oder den Erfahrungsaustausch für externe 
Dienstleister, die kleine Betriebe im Arbeits- und 
Gesundheitsschutz beraten. Was die Hamburger 
Arbeitsschutzpartner besonders freut: Von den 
Projekten und Projektergebnissen profitieren vor 
allem kleine und mittlere Betriebe; sie können 
besondere Unterstützung gebrauchen.

„Alle Vereinbarungspartner haben erkannt,  dass 

ein verbesserter Arbeitsschutz nur durch gemein-

sames konsequentes Handeln sämtlicher Akteure 

des Wirtschaftslebens bewältigt werden kann.“  

Dietrich Wersich, Gesundheitssenator,  6.5.2010
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Mitspielen!  
Anreize für Unternehmen

Wir kennen viele „Anreizsysteme“ und sie 
wirken: Beim Fußball gibt es einen Pokal zu 
gewinnen und natürlich geht es meistens um 
viel Geld. Krankenkassen wollen ihre Mitglieder 
zu mehr Bewegung motivieren und gewäh-
ren Zuschüsse. Nach einem Volkslauf ist man 
stolzer Besitzer einer Medaille, und als Urlauber 
sammelt man Herbergsstempel, auf der Berg-
tour von „Hütte zu Hütte“. Auch Unternehmen 
versuchen, durch Anreize und Anerkennung die 
Leistung ihrer Mitarbeiter zu verstetigen und zu 
fördern. Die Arbeitsschutzpartner tun es auch – 
sie tragen die Arbeitsschutz-Anerkennung und 
den Hamburger Gesundheitspreis mit, denn 
beide Auszeichnungen sollen Betriebe belohnen, 
die über ihre rechtlichen Verpflichtungen hinaus 
mehr für die Gesundheit ihrer Mitarbeiter tun als 
andere. Und darum geht es allen Arbeitsschutz-
partnern: die Eigenverantwortung der  
Unternehmen zu stärken. Die beiden Anreiz- 
systeme gibt es für die kleinen und großen 
Firmen. Übrigens: Betriebe sind herzlich einge-

laden, in den Projekten der ArbeitsschutzPart-
nerschaft „mitzuspielen“. Ihre Chancen auf eine 
Anerkennung steigen enorm: beispielsweise 
erhielt jeder zweite ambulante Pflegedienst 
nach Abschluss des Projektes eine Urkunde für 
seinen vorbildlichen Arbeitsschutz. 

Die Arbeitsschutz-Anerkennung 

Was macht die Urkunde aus Papier so begeh-
renswert? Drei Dinge sind für Unternehmen 
attraktiv an der Urkunde: ihre Bemühungen um 
einen vorbildlichen Arbeitsschutz bekommen 
den Stempel amtlicher Anerkennung, ihr kon-
tinuierlicher Verbesserungsprozess erhält eine 
positive Rückmeldung, und ihr Ansehen steigt 
nach innen und gegenüber Dritten. Das Vertrau-
en des Amtes für Arbeitsschutz, dass sich diese 
Betriebe positiv weiter entwickeln, wächst, weil 
sie den Arbeitsschutz systematisch in ihre Struk-
turen und Prozesse eingebettet haben. Das Amt 
vergrößert die Abstände zwischen den Besich-
tigungen, denn vorbildliche Betriebe brauchen 
weniger Aufsicht. 

„Viele Hamburger Unternehmen wissen, dass Verbesserungen 

im Arbeitsschutz eine Investit ion in die Zukunft sind, von der 

Mitarbeiter wie auch Arbeitgeber profit ieren. Ein Ausdruck 

davon sind die vielen Auszeichnungen vorbildl icher Betriebe 

mit einer Arbeitsschutzanerkennung.“  

Dietrich Wersich, Gesundheitssenator,  6.5.2010
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Betriebe können als vorbildlich anerkannt wer-
den, wenn sie
•	 in der Unternehmenspolitik Arbeits- und 

Gesundheitsschutz als Unternehmensziel 
formulieren und konkrete Ziele benennen; 

•	 ein unterdurchschnittliches Unfallgeschehen 
aufweisen sowie nicht meldepflichtige Unfäl-
le erfassen und bewerten; 

•	 Arbeit systematisch menschengerecht 
gestalten, zum Beispiel Gefährdungen durch 
psychische Belastungen beurteilen oder be-
triebliche Gesundheitsförderung einführen.

Vorbildliche Betriebe erhalten von den Arbeits-
schutzpartnern zusätzlich das Logo der Arbeits-
schutzPartnerschaft. Sie dürfen solange damit 
werben, wie sie vorbildlich bleiben – wohlge-
merkt: für ihren guten Arbeitsschutz, nicht aber 
für ihre Produkte. 

Der Hamburger Gesundheitspreis 

 
Nur Blumen und ein Schild aus Plexiglas? Auch 
beim Hamburger Gesundheitspreis gibt es kein 
Geld für die Preisträger. Die Hamburgische 
Arbeitsgemeinschaft für Gesundheitsförderung 
(HAG) lobt diesen Preis für Hamburger Unter-
nehmen alle zwei Jahre aus. Der Anreiz, sich 
zu bewerben, ist für Unternehmen die öffentli-
che Anerkennung. Der Preis entfaltet Wirkung 
sowohl nach außen, zum Beispiel bei Kunden, 
als auch nach innen: Er ermutigt diejenigen im 
Betrieb, die sich bemühen, die Arbeit gesund-
heitsförderlich zu gestalten. Unternehmen erhal-
ten den Gesundheitspreis, wenn sie betriebliche 
Gesundheitsförderung in ihrem Betrieb „leben“. 
Betriebliche Gesundheitsförderung ist ein zen-
trales Anliegen der ArbeitsschutzPartnerschaft, 
deshalb unterstützen die Partner den Hamburger 
Gesundheitspreis und rufen Unternehmen dazu 
auf, sich an diesem „Wettbewerb“ zu beteiligen.

Gesundheitsförderung und Arbeitsschutz steuern in 

dieselbe Richtung, da sie das Risiko des krankheits-

bedingten Ausfal lens von Mitarbeitern verringern“.

Josef Katzer,  Präsident der Handwerkskammer Hamburg, 6.5.2010
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Tor, Tor, Tor – Projekte zum 

Ziel führen 

In den letzten fünf Jahren konnte die Arbeits-
schutzPartnerschaft Hamburg ihre Ziele mit 
vielen weiteren Kooperationspartnern in zahlrei-
chen Projekten verwirklichen. Projekte sind zeit-
lich befristet, damit sie aber nachhaltig wirken, 
werden viele der Materialien weiterentwickelt 
oder aktualisiert. Daraus ist mit der Zeit ein 
großer „Werkzeugkasten“ entstanden, den wir 
Ihnen in der folgenden Tabelle vorstellen. Vorstel-
len möchten wir in diesem Abschnitt aber auch 
Projekte, die gerade gestartet sind: in Schulen, 
im Hafen und im Büro.

Auf die Ausrüstung kommt es an

Beim Fußball spielen die richtigen Schuhe, der 
Ball und –  ganz wichtig – die Handschuhe des 
Torwarts eine wesentliche Rolle. Auch für einen 
erfolgreichen Arbeitsschutz ist gutes Hand-
werkszeug wichtig. Mit ihren Projekten füllt 
die ArbeitsschutzPartnerschaft nach und nach 
ihren Werkzeugkasten, auch nachdem Projekte 
abgeschlossen sind. Zum Beispiel wurde das 
Projekt „Gefahrstoffe im Kfz-Handwerk“ im Jahr 
2008 „offiziell“ beendet. Ein Ergebnis war der 
im Projekt entwickelte Gefahrstoff-Check, eine  
Handlungshilfe zur Umsetzung der Gefahrstoff-
verordnung. In diesem Jahr stellen die Koope-
rationspartner Betrieben einen Hautschutz-
Check zur Verfügung und haben noch weitere 
Materialien für die Kfz-Branche in der „Pipeline“, 
zum Beispiel zu „Dieselmotoremissionen“ oder 
„Gurtstraffern“. Kfz-Betriebe werden bald ein 
komplettes Branchen-Handbuch nutzen können. 
Alle Handlungshilfen stellen die Arbeitsschutz-
partner kostenlos zur Verfügung. Vielleicht ist 
auch für Ihren Betrieb ein wichtiges Werkzeug 
dabei? (siehe nächste Seite).

Gutes Handwerkszeug ist  auch im  

Arbeitsschutz wichtig.
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Handlungshilfen: Von Informationen zu wichtigen 
Arbeitsschutzthemen in der ambulanten Pflege über die  
„moderierte“ Gefährdungsbeurteilung bis zur „Unter-
weisung im Dialog“ finden Sie alle Praxishilfen unter: 
www.arbeitsschutzinderpflege.de.
Beteiligte: Berufsgenossenschaft für Gesundheits-
dienst und Wohlfahrtspflege, ambulante Pflegedienste, 
Amt für Arbeitsschutz.

Handlungshilfe: „Arbeitsschutz im Handwerk. Lösungen 
für Kleinbetriebe.“ Das Handbuch führt kleine und mittelgro-
ße Unternehmen (KMU) systematisch durch den „Dschun-
gel“ des Arbeits- und Gesundheitsschutzes (mit Formula-
ren und Arbeitshilfen). 
Veranstaltungsreihe: Regelmäßige Veranstaltungen des 
Amtes für Arbeitsschutz zum Erfahrungsaustausch zwi-
schen externen Dienstleistern, die KMU im Arbeits- und 
Gesundheitsschutz unterstützen: www.hamburg.de/ 
arbeitsschutz, Rubrik: Veranstaltungen.
Beteiligte: Handwerkskammer Hamburg, Handwerks-
betriebe, externe Dienstleister, Amt für Arbeitsschutz.

Arbeitsschutz im Handwerk - Lösungen für Kleinbetriebe

Arbeitsschutz in der ambulanten Pflege

Der Werkzeugkasten
Ausgewählte Ergebnisse aus Projekten der ArbeitsschutzPartnerschaft

Alle „Werkzeuge“ stehen im Internet für Sie bereit: www.hamburg.de/arbeitsschutzpartnerschaft, Rubrik: Pro-
jekte und Handlungshilfen oder unter den in der Tabelle angegebenen Web-Adressen. Dort finden Sie auch die 
jeweiligen Ansprechpartnerinnen und -partner zu den Projekten. 
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Handlungshilfen: „Der Gefahrstoff-Check für das Kraftfahrtzeug-Handwerk– 
Eine Handlungshilfe zur Umsetzung der Gefahrstoffverordnung.“ Betriebe kön-
nen damit Gefährdungen durch Gefahrstoffe erkennen, beurteilen und angemes-
sene Schutzmaßnahmen ergreifen. Nach Projektende setzen die Beteiligten ihre 
Kooperation fort und erarbeiteten einen Hautschutz-Check. In Vorbereitung sind 
weitere Checklisten für Kfz-Betriebe (z.B. zu Gurtstraffern, Dieselmotoremissio-
nen).  
Beteiligte: Berufsgenossenschaft Handel und Warendistribution, Berufsgenos-
senschaft Metall Nord Süd, Kfz-Innung Hamburg, Amt für Arbeitsschutz.

Handlungshilfe: „Entspannung für alle Ohren – Weniger Lärm in Kinderta-
gesstätten“ Die Handlungshilfe zeigt, wie durch bauliche, technische und 
arbeitsorganisatorische Maßnahmen Lärm reduziert werden kann.
Beteiligte: Unfallkasse Nord, DGB Hamburg, Vereinigung Hamburger Kinder-
tagesstätten gGmbH, Beratungs- und Informationsstelle Arbeit & Gesund-
heit, Kooperationsstelle Hamburg, Kirchlicher Dienst in der Arbeitswelt, 
Sujet, Hanseatisches Umwelt – Kontor GmbH.

Handlungshilfe: „Vorsicht Nadelstiche! – Informationen für Beschäftigte 
im Gesundheitswesen und in der Wohlfahrt“. Die Broschüre informiert über 
Gefahren durch Nadelstichverletzungen und über geeignete Schutzmaß-
nahmen.
Informationskampagne: um die seit Anfang 2008 verbindlich einzusetzen-
den sicheren Systeme im Gesundheitswesen flächendeckend zu etablieren.
Beteiligte: Berufsgenossenschaft für Gesundheit und Wohlfahrtspflege, 
Unfallkasse Nord, Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft, Amt für Arbeits-
schutz.

Ruhe - jetzt! Lärm und Lärmprävention am Arbeitsplatz

Nadelstichverletzungen: Etablierung sicherer Instrumente

Gefährdungsbeurteilung nach neuer Gefahrstoffverordnung in Kfz – Betrieben
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Nach der Weltmeisterschaft ist vor 

der Europameisterschaft
 
Während die Fans noch über die Erfolge der 
Fußball-Weltmeisterschaft jubeln, planen die Ak-
tiven schon für die nächste Europameisterschaft. 
Ähnlich ergeht es den Arbeitsschutzpartnern. 
Sie blicken auf viele positive Projektergebnisse 
zurück, unterstützen aber bereits mit neuen 
Projekten auch die Ziele der Gemeinsamen 
Deutschen Arbeitsschutzstrategie (GDA). Zwar 
ist die GDA keine Meisterschaft, trotzdem brin-
gen die Arbeitsschutzpartner ihre Kompetenzen 
in die gemeinsame Strategie ein und wirken auf 
regionaler Ebene an überregionalen Zielen mit.  
Mit den neuen Hamburger Projekten in Hafen, 
Büro und Schulen will die ArbeitsschutzPartner-
schaft dazu beitragen, zwei Ziele der GDA zu 
erreichen: die Zahl von Arbeitsunfällen sowie 
von Muskel-Skelett-Belastungen und -Erkrankun-
gen zu verringern (siehe genauer den Beitrag zur 
GDA in diesem Bericht). 

Das Projekt “Sicherer Einsatz von Flurförder-
zeugen beim Hafenumschlag” startet mit dem 
Ziel, Verkehrsunfälle zu verringern. Weil beim 
Warenumschlag sehr schwere Arbeitsunfälle 
passieren, kümmert sich das Projekt darum, 
den Transport im Hamburger Hafen sicherer zu 
machen. Unfallursachen sind zum Beispiel, dass 
Verkehrswege für Fahrzeuge und Fußgänger 
nicht getrennt werden, dass Warnkleidung nicht 
getragen wird oder dass Flurförderzeuge nicht 

mit Rückfahrkameras ausgestattet sind. Die 
Projektpartner aus dem Unternehmensverband, 
der Handelskammer Hamburg, der Berufsge-
nossenschaft für Handel und Warendistribution 
und dem Amt für Arbeitsschutz wollen gemein-
sam Beispiele “Guter Praxis” identifizieren und 
betriebliche Lösungsvorschläge entwickeln. Im 
Internet sollen sie anderen Betrieben zur Verfü-
gung gestellt werden.

Ganz frisch ist das Projekt „Gesund und erfolg-
reich arbeiten im Büro“ an den Start gegangen. 
In der Metropolregion Hamburg arbeiten mehr 
als 63.000 Menschen in etwa 15.000 Betrieben 
der Medienbranche. Der Computer ist häufig 
das wichtigste Arbeitsmittel. Im Focus des 
Projektes stehen Büroarbeitsplätze und Muskel- 
und Skeletterkrankungen. Letztere sind nicht nur 
eine Folge von Bewegungsarmut, einseitiger 
Körperhaltung oder unzureichender Bürostühle. 
Auch psychische Belastungen durch Zeit- und 
Termindruck, hohe Eigenverantwortung oder 
nicht planbare Arbeitszeiten können den Rücken 
schmerzen. Mögliche Gefährdungen und Belas-
tungen für Muskel- und Skeletterkrankungen an 
Medienarbeitsplätzen sollen ermittelt und Ge-
genmaßnahmen gemeinsam mit Unternehmern, 
Führungskräften und Mitarbeitern entwickelt 
werden. Dabei steht die gesamte Palette von 
Verbesserungsmöglichkeiten zur Verfügung: von 
der Arbeitsgestaltung und -organisation, über 
Qualifizierungsmaßnahmen bis hin zu individuel-
len Stressbewältigungsstrategien.

„Der DGB und die Gewerkschaften engagieren sich dafür,  die 

Zahl der posit iven Beispiele regionaler Kooperation zu er-

höhen und sie auch im Kontext der Gemeinsamen Deutschen 

Arbeitsschutzstrategie wirksam werden zu lassen“. 

Uwe Grund, Vorsitzender des DGB Hamburg, 6.5.2010
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Nachwuchsförderung: Von der U19 

in die Nationalmannschaft

 
Silvia Neid wurde als Trainerin mit der Junio-
rinnen Mannschaft „U 19“ im Jahr 2004 zur 
Weltmeisterin und führte danach die Damen-
Nationalmannschaft zur Welt- und Europameis-
terschaft sowie zur olympischen Bronzemedaille. 
Thomas Müller spielte sich vom U19-Spieler 
zum Publikumsliebling der Nationalmannschaft 
in Südafrika. Zwei Beispiele, wie wichtig und 
auch erfolgversprechend eine gute Nachwuchs-
förderung ist. Das gilt auch im Arbeitsschutz. 
Die Schüler und Auszubildenden von heute sind 
die Beschäftigten und Unternehmensleitungen 
von morgen. Ein guter Standard im Arbeits- und 
Gesundheitsschutz fördert die Gesundheit der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und hilft dem 
Unternehmen, wettbewerbsfähig zu werden 
oder zu bleiben. So sehen es die Arbeitsschutz-
partner, insbesondere im Hinblick auf den 
demografischen Wandel. Die Beschäftigungs-
fähigkeit zu erhalten und zu fördern, gewinnt an 
Bedeutung, je qualifizierter Menschen sind und 
je länger sie arbeiten müssen. Jugendliche für 
gesunde und sichere Arbeit zu sensibilisieren, ist 
deshalb eine lohnende Investition in die Zukunft.
Aus diesem Grund fordert die Europäische 
Union (EU) in ihrer „Gemeinschaftsstrategie 
für Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz 

2007-2012“, dass der Arbeitsschutz in die allge-
meinbildenden Schulen und in die berufliche 
Bildung einbezogen wird. Mit dem europäischen 
Sozialfonds unterstützt die EU Projekte dazu und 
hat den Hamburger Antrag zum Projekt „Berufs-
start und Arbeitsleben – aber sicher!“ bewilligt.

Doch wie begeistert man rund 200 Schüler, 
Lehrerinnen und Lehrer und Schulleitungen für 
den Arbeitsschutz? Welche Themen lassen sich 
in den Unterricht integrieren? Wie passt das 
Prinzip der Prävention zu risikobereiten jungen 
Männern? Wie vermittelt man engagierten jun-
gen Frauen in der Ausbildung zum Pflegeberuf, 
dass ihre Arbeit auch sehr aufreibend sein kann 
und es sich lohnt, Strategien kennenzulernen, 
wie sie zum Beispiel Konflikte mit Pflegebedürf-
tigen oder Angehörigen bewältigen können? Wie 
sorgt man dafür, dass nach Ende des Projektes 
der Arbeitsschutz in Schule und Berufsschule 
noch eine Rolle spielt?

Nicht alle Altersgruppen werden sich in der 
Schule für den Arbeitsschutz interessieren, 
deshalb sind die 8. und 9. Klassen Zielgruppe 
des Projektes. Die Schülerinnen und Schüler 
stehen kurz vor ihrem ersten Betriebspraktikum 
und können zu diesem Zeitpunkt am ehesten für 
Themen sensibilisiert werden, die sie aus ihrem 
Alltag kennen: Lärm, Hautschutz, Bewegung 
oder Umgang mit elektrischem Strom.

Nachwuchsförderung im Arbeitsschutz:  Die 

Schülerinnen und Schüler von heute sind die 

Beschäftigten und Unternehmensleitungen 

von morgen. 
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Wie begeistert  man Schüler und 

Auszubildende für den Arbeits-

schutz?
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Auf einer Internetseite des Projektes sollen alle 
Informationen und Materialien bereit gestellt 
werden, damit sie über das Projekt hinaus von 
Schulen, Berufsschulen und anderen Interessier-
ten genutzt werden können (www.bfw.de).  
Zudem sollen die beteiligten Akteure aus Schu-
len, Behörden, Unfallkasse, Handwerks- und 
Handelskammer sowie dem Amt für Arbeits-
schutz vernetzt werden, damit ihre Kompeten-
zen im Hinblick auf Information und Beratung 
weiterhin von Schulen und Berufsschulen 
genutzt werden können.

Für Berufsschulen und für Klassen in der Berufs-
vorbereitung lassen sich noch gezielter Unterrichts-
bausteine entwickeln, zum Beispiel für zukünftige 
Anlagenmechaniker und -mechanikerinnen oder für 
Floristen und Floristinnen (siehe Unterrichtsbau-
steine, Textkasten oben). Bei diesen Berufsbildern 
kann der Unterricht in Zusammenarbeit mit den 
Lehrerinnen und Lehrern auf die unterschiedlichen 
Arbeitsbedingungen zugeschnitten werden.
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Unterrichtsbausteine für zukünftige Floristinnen und Floristen 

•	 Nasse Hände – schlimm? Leider ja: Feuchtarbeit und „bedenkliche Blumen“ 
können Hauterkrankungen und Hautallergien hervorrufen. Wie kann man das 
vermeiden?

•	 Sicher im Strom! Der sichere Umgang mit elektrischem Strom ist 
lebenswichtig! Wo liegen Gefahrenquellen und wie kann man sie vermeiden?

•	 Haltung bewahren! Den Arbeitsplatz ergonomisch gestalten. Was heißt das und 
wie können Bewegung und richtige Körperhaltung Gesundheits- und Unfallrisiken 
senken? 



Netze knüpfen – dann fliegt 
der Ball ins Tor

Die Arbeitsschutzpartner arbeiten mit anderen 
Arbeitskreisen, Einrichtungen und Initiativen 
zusammen, um Projektergebnisse und Aktivitä-
ten in bestehende Initiativen einzubringen und 
andere Akteure für Projekte der Arbeitsschutz-
Partnerschaft zu gewinnen. Sie arbeiten mit im 
Arbeitskreis für Arbeitssicherheit, in der Initiative 
für eine neue Qualität der Arbeit (INQA) und 
bringen sich in die Umweltpartnerschaft Ham-
burg ein.

Mitgestalten: Arbeitskreis für  

Arbeitssicherheit
Seit dem Jahr 1972 arbeiten im Arbeitskreis 
für Arbeitssicherheit Hamburger Akteure aus 
Verbänden, Gewerkschaften, Behörden, Berufs-
genossenschaften, Sozialversicherungsträgern 
und anderen Organisationen zusammen, um 
sich zum Thema Arbeitssicherheit und Gesund-
heitsschutz in Hamburg auszutauschen und ihm 
regelmäßig Öffentlichkeit zu verschaffen. Die 
zentrale Veranstaltung des Arbeitskreises findet 
einmal im Jahr im Congress Centrum Hamburg 
statt. Die ArbeitsschutzPartnerschaft beteiligt 
sich an der Themenauswahl, mit Fachvorträgen 

und stellt ihre Projekte im Foyer vor. Themen 
der letzten Jahre waren „Betriebliche Gesund-
heitsförderung – wie reagiert die Arbeitswelt?“ 
(2007), „Arbeitsschutz hautnah“ (2008) und 
„Rückengesundheit und Psyche – eine Heraus-
forderung für die Arbeitswelt“ (2009). Im Jahr 
2010 wird es unter dem Titel „Arbeitsschutz ist 
Chefsache“ um gesunde Führung gehen. 
(www.ak-hamburg.net).

In neue Initiativen einbringen:   

Initiative Neue Qualität der Arbeit

Die „Initiative Neue Qualität der Arbeit (INQA)“ 
ist eine Gemeinschaftsinitiative von Bund, 
Ländern, Sozialpartnern, Sozialversicherungs-
trägern, Stiftungen und Unternehmen. Ziel ist 
es, gute Arbeitsbedingungen zu schaffen und 
dabei die Interessen der Beschäftigten und der 
Unternehmen miteinander zu verbinden. INQA 
regt die öffentliche Debatte über Arbeit und Ge-
sundheit an, organisiert den Transfer von Wissen 
zu relevanten Themen, initiiert und unterstützt 
innovative Projekte und verbreitet Beispiele für 
Gute Praktische Lösungen. Einige Projekte der 
ArbeitsschutzPartnerschaft arbeiten in der Initi-
ative Neue Qualität der Arbeit mit, zum Beispiel 
zu den Themen „Gesund Pflegen“, „Büroarbeit“ 
und „Neue Qualität des Bauens“ (siehe Initiative 
für eine neue Qualität der Arbeit, www.inqa.de). 

„Die Verlängerung der Arbeitsschutzpartnerschaft  Hamburg 

ist  aus Sicht der Hamburger Wirtschaft  -  ich spreche hier von 

der Kammerorganisation, den Wirtschaftsverbänden und den 

von ihnen vertretenen Unternehmen - eine gute und richtige 

Entscheidung. 

Josef Katzer,  Präsident der Handwerkskammer Hamburg, 6.5.2010
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Arbeitsschutz in andere „Systeme“ 

integrieren: UmweltPartnerschaft

Fragen des Arbeitsschutzes spielen auch im 
Umweltschutz eine wesentliche Rolle und 
umgekehrt: Mit welchen Chemikalien im Be-
trieb gearbeitet wird oder welche Materialien 
eingekauft und verwendet werden, hat immer 
Auswirkungen auf die Umwelt. Damit Arbeits- 
und Umweltschutz besser verzahnt werden, 
haben Umwelt- und ArbeitsschutzPartnerschaft 
zusammen gearbeitet: In ein speziell für kleine 
und mittelständische Betriebe entwickeltes Um-
welt- und Qualitätsmanagementsystem wurde 
eine Arbeitsschutzschulung integriert, die seit 
dem Jahr 2009 bundesweit umweltbewussten 
Betrieben zur Verfügung steht. Wichtige Kern-
elemente des Arbeitsschutzes gehören seitdem 
zum Inhalt des Managementsystems, wie zum 
Beispiel die Beurteilung von Arbeitsbedingungen 
umweltbewußter Betriebe (siehe Qualitätsver-
bund umweltbewusster Betriebe, www.quh.de).

Der Ball ist rund, aber in  
welche Richtung rollt er?

Das gemeinsame Verständnis der Arbeitsschutz-
partner über gesunde und sichere Arbeit ist 
gewachsen. Sichtbares Zeichen sind die vielen 
Ideen, Projekte und anderen Aktivitäten, die 
inzwischen in die ArbeitsschutzPartnerschaft 
eingebracht werden. Nachhaltig werden Projekt-
ergebnisse jedoch nur dann, wenn sie an die 
Öffentlichkeit gelangen und bekannt gemacht 
werden. Alle Partner setzen sich gemeinsam 
und in ihrer eigenen Institution für genügend 
Aufmerksamkeit für die entwickelten Produkte 
ein. Hier müssen sie den Ball nicht „flach halten“, 
sondern für ihre „guten Taten“ trommeln und 
tröten.

Die ArbeitsschutzPartnerschaft hat sich, wie 
erwähnt, zum Ziel gesetzt, Unternehmen dabei 
zu unterstützen, ihren Arbeits- und Gesund-
heitsschutz in ihre Unternehmensstrategie zu 
integrieren. Die Zahl vorbildlicher Betriebe in 
Hamburg stieg auch während wirtschaftlich 
schwieriger Zeiten an: Von rund 3.300 über-
prüften Betrieben konnten bis heute 224 als 
„Betriebe mit einem vorbildlichen Arbeitsschutz-
system“ vom Amt für Arbeitsschutz ausgezeich-
net werden. 

„Wir sind der Ansicht,  dass der betriebliche Arbeitsschutz ein 

Thema ist ,  das noch stärker in die Wahrnehmung der Unter-

nehmerschaft gerückt werden sollte.“ 

Josef Katzer,  Präsident der Handwerkskammer Hamburg, 6.5.2010
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Viele andere erfüllen die notwendigen ge-
setzlichen Mindeststandards. So positiv diese 
Entwicklung auch ist, die Unterstützung durch 
die Partner ist notwendig. Sie werden Projekte 
weiterhin fördern, die Unternehmen befähigen, 
ihren Arbeitsschutz zu systematisieren und ihre 
Aufgaben wahrzunehmen: Wissenstransfer, 
Qualifizierung, Erfahrungsaustausch, Methoden-
vermittlung oder branchenspezifische Hand-
lungshilfen sind die bevorzugten „Werkzeuge“. 

Dass viele Betriebe ihre Eigenverantwortung 
ernst nehmen und von der Unterstützung 
durch die ArbeitsschutzPartnerschaft profitieren 
wollen, zeigt die zunehmende Bereitschaft, sich 
an Projekten zu beteiligen. Gerade die kleinen 
und mittleren Betriebe, die mehr Unterstüt-
zung als Großbetriebe brauchen, konnten wir 
mit Projekten erreichen. Die entwickelten und 
praxiserprobten branchenspezifische Lösungen 
und Handlungshilfen stehen nicht nur für die 
gesamte eigene Branche zur Verfügung, sondern 
sind auch für andere Branchen nützlich.
Auf dem „Spielfeld“ der GDA üben Arbeits-
schutzpartner und ihre Kooperationspartner 

neue Spielzüge ein. Dadurch werden Sie in den 
nächsten fünf Jahren ihren Werkzeugkasten 
weiter füllen, Netze knüpfen und neue „Tore“ 
schießen. Machen Sie mit!

Ansprechpartnerin
Angelika Braun
Geschäftsstelle ArbeitsschutzPartnerschaft
Telefon: 	 +49 40 428 37 35 44
E-Mail: 	 angelika.braun@bsg.hamburg.de

Weitere Informationen
www.hamburg.de/arbeitsschutzpartnerschaft

Machen Sie mit auf dem 

Spielfeld der Arbeitsschutz-

Partnerschaft .
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Was zu tun bleibt –

   Aus dem Notizbuch

                     des Direktors …
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54    |    Die Gemeinsame Deutsche Arbeitsschutzstrategie 	
	 zum Erfolg führen!

58    |    Moderne Aufsichtskonzepte weiter entwickeln

60    |    Europäische Verantwortung wahrnehmen!

61    |    Betriebliche Gesundheitsförderung und Arbeitsschutz 	
	 besser verzahnen

62    |    Psychische Belastungen in den „Alltag“ integrieren

63    |    Alternde Belegschaften – ein Phantom? 
	 Zuwanderung nicht!

65    |    Kleinen und mittleren Unternehmen gerecht werden!

67    |    Konsolidierung – heißt Vorangehen!

Mit diesem Beitrag verabschiede ich mich als 
Direktor des Amtes für Arbeitsschutz in Hamburg. 
Dreizehn Jahre lang habe ich die Ehre und das 
Vergnügen gehabt, Arbeitsschutz in Hamburg mit 
zu gestalten – nun ist es Zeit für neue Aufgaben 
außerhalb des Erwerbslebens. Über das, was 
in dieser Zeit in Hamburg und darüber hinaus 
erreicht worden ist, mögen Andere urteilen. Erlau-
ben Sie mir im Folgenden, einige persönliche Ge-
danken zur Weiterentwicklung des Arbeitsschutzes 
in Deutschland. 

Dr. Wilhelm Thiele

52 | 53 
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Ob sich der ehemalige Direktor des Amtes für Arbeitsschutz, Dr. Wilhelm 

Thiele, wirklich Notizen gemacht hat, wissen wir nicht. Aber bevor er sich auf 

die Herausforderungen eines Pensionärs stürzen konnte, baten wir ihn, einen 

Blick in die Zukunft zu wagen: Wie muss sich der Arbeitsschutz in Deutschland 

aufstellen, damit er in einer globalisierten Welt den modernen Anforderungen 

an Sicherheit und Gesundheit gerecht wird und einen Beitrag für die Zukunfts-

fähigkeit des Wirtschaftsstandortes Deutschland leisten kann? Seine Gedanken, 

wie die beteiligten Akteure den Arbeitsschutz in Deutschland weiter entwickeln 

und auf welche Fragen sie Antworten finden müssen, werden nicht nur seinen 

Nachfolger interessieren. Die deutsche „Arbeitsschutzgemeinde“ muss sich den 

Herausforderungen stellen, um einen modernen Arbeitsschutz zukunftsfähig 

zu gestalten. Übrigens: Die Bezeichnung „Arbeitsschutzgemeinde“ prägte ein 

engagierter Tagungsteilnehmer im Jahr 2001 auf dem ersten Workshop in Ham-

burg, auf dem sich die Arbeitsschutzbehörden der Länder für ein nationales  

Aktionsprogramm „Gesundheit bei der Arbeit“ stark gemacht haben. Inzwischen 

ist aus diesem „Kinderschuh“ die Gemeinsame Deutsche Arbeitsschutzstrategie 

geworden.

Was zu tun bleibt –

Aus dem Notizbuch 

des Direktors

© Stefan Göthert, pixelio.de © Klaus-Peter Wolf, pixelio.de © Carola Langer, pixelio.de© Carola Langer, pixelio.de
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Die Gemeinsame Deutsche 
Arbeitsschutzstrategie zum 
Erfolg führen!

Der Arbeitsschutz in Deutschland wurde in den 
letzten Jahren neu aufgestellt, „Gemeinsame 
Deutsche Arbeitsschutzstrategie (GDA)“ und 
„Nationale Arbeitsschutzkonferenz (NAK)“ sind 
die Kernelemente einer Strategie, die Unfallver-
sicherungsträger und staatliche Arbeitsschutzbe-
hörden in gemeinsame und abgestimmte Aktion 
bringt. 

Arbeitsschutz zukunftsfähig  
ausrichten

Erstmals wieder seit langem haben die poli-
tischen Entscheidungsträger für gemeinsa-
me Handlungen einen inhaltlichen Rahmen 
bestimmt und Schwerpunkte gesetzt. Die 
Arbeits- und Sozialminister stellten mit ihren 
Beschlüssen aus dem Jahr 2006 und in den 
Folgejahren die Weichen für eine Strategie, die 
an inhaltlichen Zielen ausgerichtet, eine koope-
rative Aufgabenerledigung im dualen System 
des Arbeitsschutzes in Deutschland verbindlich 
festlegt. Dies war ein erster wichtiger Schritt, 
das Politikfeld „Sicherheit und Gesundheit bei 
der Arbeit“ in Deutschland wieder zukunftsfähig 
zu machen.  

Akteure verbindlich vernetzen

In den nächsten Jahren müssen Unfallversiche-
rungsträger und staatliche Arbeitsschutzbehör-
den die Beschlüsse in den Betrieben praktisch 
umsetzen. Dieser Prozess ist anspruchsvoll 
und komplex. Es wird in der Geschichte des 
Systems sozialer Sicherheit in der Bundesrepu-
blik Deutschland wenige Prozesse von höherer 

„Beschlüsse und Akteure der GDA  

müssen „unter einen Hut gebracht“ werden.
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Komplexität gegeben haben. Dabei stehen alle 
Beteiligten unter großem Zeitdruck und hohem 
Erfolgszwang. Nicht nur viele Beschlüsse der 
unterschiedlichen Ebenen müssen umgesetzt 
werden, beispielsweise europäische recht-
liche Rahmenvorgaben, Beschlüsse der Ar-
beits- und Sozialministerkonferenz der Länder 
und des Bundesministeriums für Arbeit und 
Sozialordnung, sondern es müssen auch die 
verschiedenen Akteure, zum Beispiel die von 
den Arbeitgeberverbänden und den Gewerk-
schaften beschickten Selbstverwaltungen der 
verschiedenen Unfallversicherungsträger und 
deren Geschäftsführungen in der Nationalen 
Arbeitsschutzkonferenz „unter einen Hut ge-
bracht“ werden. Dies ist anspruchsvoll genug. 
Als weitaus komplizierter entpuppt sich jedoch 
der Weg dieser gemeinsamen Beschlüsse in 
eine gemeinsame Arbeitsschutzpraxis in den 
Betrieben.  

Kommunikationslogistik aufbauen

Unfallversicherungsträger, Länder und auch der 
Bund haben bisher im Rahmen der rechtlichen 
Vorgaben ihre Aufgaben für Sicherheit und 
Gesundheit bei der Arbeit weitgehend autonom 
wahrgenommen und politisch verantwortet.  
Hieraus resultiert eine Vielfalt von „Umsetzern“, 
die sich jetzt abstimmen müssen. Daneben 
spielt die erforderliche Zeit für den Informations-

transfer von zentralen Entscheidern zu den de-
zentralen Umsetzern, eine wesentliche Rolle für 
die praktische Umsetzung vor Ort. Die Handeln-
den müssen zum Zeitpunkt der Umsetzung über 
die für sie wichtigen Informationen verfügen. 
Nur dann ist auf der betrieblichen Ebene ein 
konzeptionell abgestimmtes und störungsfrei-
es Handeln der Unfallversicherungsträger und 
der staatlichen Arbeitsschutzbehörden möglich. 
Hinter diesem Anspruch steckt eine gewaltige 
kommunikationslogistische Aufgabe: Rund drei-
ßig Unfallversicherungsträger, sechzehn Länder 
und vermutlich mehr als hundert regionale Stel-
len der Träger der GDA sind in die Kommunikati-
onslogistik einzubauen – „top down“, aber auch 
„bottom up“. Sie haben wiederum ihre Mitarbei-
ter vor Ort zu informieren und zu überzeugen. 
Damit nicht genug: die betrieblichen Fachkräfte, 
die Unternehmensleitungen und die Personal- 
und Betriebsräte müssen „mitspielen“. Schließ-
lich sind auch die Krankenkassen einzubinden, 
die im Rahmen der betrieblichen Gesundheits-
förderung in Betrieben aktiv sind. Die für diesen 
Transfer erforderlichen gemeinsamen Informa-
tions- und Kommunikationsinstrumente fehlen 
bisher. Die an den jeweiligen Strukturen der Mit-
glieder der Nationalen Arbeitsschutzkonferenz 
„angehängten“ Informationswege und Kommu-
nikationsstrukturen sind zu lang, oft unklar und 
störungs- sowie „interpretationsanfällig“. Zudem 
gewährleisten sie nicht eine vergleichbare und 
zeitlich parallele Information bis hin zu den Auf-
sichtspersonen vor Ort.

„Rund dreißig Unfallversicherungsträger, 

sechzehn Länder und mehr als hundert  

regionale Stel len müssen in eine  

Kommunikationslogistik eingebaut werden.“
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Vertrauen bilden

Es ist schwer, bei weiterhin gegebener fakti-
scher Autonomie, die erforderliche Verbindlich-
keit für die Beschlüsse der zentralen nationalen 
Gremien herzustellen, wie der „Nationalen 
Arbeitsschutzkonferenz“ der Arbeits- und Sozial-
ministerkonferenz oder der Selbstverwaltungen. 
Die Träger der GDA und nicht zuletzt auch die 
Länder müssen bereit sein, sich in einen „com-
mon sense“ einzuordnen. Dazu ist erhebliche 
Disziplin und Solidarität notwendig.

Unfallversicherungsträger und staatliche Ar-
beitsschutzbehörden haben die Auseinander-
setzungen um die Zukunft des dualen Systems 
in Deutschland über Jahrzehnte als Gegen-
spieler bestritten. Lange war die einzige Frage, 
wer „schluckt“ wen und wann? Erst mit dem 
oben genannten Beschluss der Arbeits- und 
Sozialminister ist diese Diskussion politisch 
beendet. In den Köpfen der Handelnden ist sie 
trotzdem nicht vergessen, ob auf zentraler oder 
dezentraler Ebene oder im Betrieb. Dabei ist 
es für den Erfolg der Gemeinsamen Deutschen 
Arbeitsschutzstrategie wichtig, das gegenseiti-

„Wer schluckt wen? Misstrauen  

zwischen Akteuren muss einem  

guten Arbeitskl ima weichen.“

ge Misstrauen abzubauen und ein Arbeitsklima 
herzustellen, das niemanden fürchten lässt, 
übervorteilt oder gar in seiner Existenz gefährdet 
zu werden. 

Der Prozess der Vertrauensbildung wird dau-
ern – und mehr Zeit in Anspruch nehmen, als 
Unfallversicherungsträgern, Ländern, Bund und 
Sozialpartnern gegeben sein wird, um den Erfolg 
der Gemeinsamen Deutschen Arbeitsschutzstra-
tegie zu belegen. Darum ist es bedeutsam, dass 
die Handelnden mit ihren Zweifeln und ihrem 
Misstrauen offen umgehen und gemeinsam 
darüber sprechen, nicht (nur) unter sich.
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„Die GDA braucht schnelle  

und sichtbare erste Erfolge“

Gemeinsame Ziele bestimmen 
das Geschäft

Die Gemeinsame Deutsche Arbeitsschutzstrate-
gie rückt die Verbesserung von Gesundheit und 
Sicherheit bei der Arbeit in den Betrieben wieder 
in den Mittelpunkt. Seitdem bestimmen nicht 
Konkurrenz und Ablehnung den Arbeitsplan. Die 
Handelnden bemühen sich um Zusammenarbeit 
und Abstimmung, um die gemeinsamen Ziele 
zu erreichen. Um dieses gewaltige Vorhaben 
gegen mannigfaltige Bedenken und Wider-
stände erfolgreich durchzuführen und um den 
gesellschaftlichen Rückenwind zu erhalten, der 
von den politisch Verantwortlichen benötigt 
wird, bedarf es schneller und sichtbarer erster 
Erfolge. Die Verantwortlichen der Nationalen 
Arbeitsschutzkonferenz sind daher gut beraten, 
die Voraussetzungen dafür zu schaffen: Ein aus-
gewogener Mix von kurz- mittel- und langfristig 
zu erreichenden Zielen in den gemeinsamen 
Projekten – bezogen auf die definierten Ziele 
und Handlungsfelder – kann dazu beitragen. Das 
außer den drei für den Arbeitsschutz verant-
wortlichen Trägern auch die Sozialpartner in die 
Gemeinsame Deutsche Arbeitsschutzstrategie 
einbezogen wurden, erhöht die Chance, dass 
entwickelte Maßnahmen in den Unternehmen 
akzeptiert werden und für den betrieblichen 
Alltag praktikabel und umsetzbar sind.

Arbeitsschutzbehörden müssen 
sich neu positionieren

Mit der Nationalen Arbeitsschutzkonferenz und 
der Gemeinsamen Deutschen Arbeitsschutzstra-
tegie ändern sich die Anforderungen an die Ko-
ordination der Länder untereinander. Die Länder 
stimmen ihre grundlegenden arbeitsschutzpoli-
tischen Fachpositionen und die Umsetzung von 
Rechtsnormen bisher im Länderausschuss für 
Arbeitsschutz und Sicherheitstechnik (LASI) ab; 
unterstützt werden sie dabei von Koordinatoren 
für einzelne Fachgebiete des Arbeitsschutzes. 
Durch die Nationale Arbeitsschutzkonferenz 
wandelt sich die Bedeutung dieses traditionellen 
Gremiums der Länder, denn die arbeitsschutz-
politischen Strategien werden nun von der 
Nationalen Arbeitsschutzkonferenz der GDA 
entwickelt und den Arbeits- und Sozialministern 
zur Beschlussfassung vorgelegt. Sie sind es, die 
grundlegende arbeitsschutzpolitische Fachthe-
men unter dem Blickwinkel der gemeinsamen 
und gleichgerichteten Umsetzung zwischen den 
Trägern diskutieren.
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„Nur im Dialog mit den Betroffenen  

entstehen praxistaugliche Lösungen.“

Moderne Aufsichtskonzepte 
weiter entwickeln

Es zählt in vielen Politikfeldern bereits zu den ge-
sicherten Erkenntnissen: Wenn praxistaugliche, 
nachhaltige und an den Bedarfen und Bedürf-
nissen der Betroffenen orientierte Lösungen 
angestrebt werden, gilt es, die Betroffenen aktiv 
einzubeziehen. Darüber hinaus müssen Unter-
nehmen darin gestärkt werden, ihre Verantwor-
tung im Arbeitsschutz systematisch wahrzuneh-
men.

Betroffene einbeziehen

Im Politikfeld von Sicherheit und Gesundheit 
bei der Arbeit sind die Beschäftigten und die 
Unternehmer die „Betroffenen“. Sind auf der 
politischen Ebene die Sozialpartner einbezogen, 
müssen die Arbeitsschutzbehörden im Unter-
nehmen – bei der praktischen Umsetzung von 
Arbeitsschutz vor Ort – die Beschäftigten und 
Verantwortlichen des Unternehmens beteiligen. 
Nur im Dialog mit den Betroffenen, auf der Basis 
von Beratung und Information, können passge-
naue Maßnahmen entstehen. Dies bedeutet 
nicht, dass Aufsicht, Kontrolle und gegebenen-

falls Sanktionen überflüssig werden. Auch im 
Wirtschaftsleben gibt es „beratungsresistente“ 
Beschäftigte und Unternehmensleitungen! 
Vielmehr stehen aus Sicht der Aufsichtsbehörde, 
Information, Beratung und Hilfestellung immer 
am Anfang einer betrieblichen Überwachungs-
maßnahme, Sanktionen als letztes Mittel am 
Ende. Ausgesprochene Sanktionen sind nichts 
Anderes als ein Zeichen für einen fehlgeschlage-
nen Informations- und Beratungsprozess. 

Unternehmer stärken

Im Arbeitsschutz richten wir unseren Blick 
darauf, dass Unternehmer ihre Verantwortung 
für Sicherheit und Gesundheit systematisch 
wahrnehmen. So wie sie andere betriebliche 
Prozesse heute systemisch steuern, müssen sie 
auch den Arbeits- und Gesundheitsschutz in ihre 
betrieblichen Prozesse integrieren. Die Wirt-
schaftsverbände, Kammern und Gewerkschaften 
spielen bei der Vermittlung dieser „Botschaft“ 
eine zentrale Rolle, nicht nur, weil sie von den 
Unternehmen eher akzeptiert und stärker 
wertgeschätzt werden als die Aufsichtsbehörde, 
sondern auch, weil sie als Vermittlungsinstanzen 
in beide Richtungen kommunizieren können. In 
Hamburg haben wir mit dem Überwachungs-
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„Mit der ArbeitsschutzPartnerschaft  ha-

ben wir in Hamburg ein regionales Netz-

werk für den Arbeitsschutz geschaffen.“

konzept „Aufsicht, Beratung, Systemkontrolle 
(ABS)“ gute und breit akzeptierte Voraussetzun-
gen dafür geschaffen, dass Unternehmen ihre 
Defizite und Handlungsbedarfe erkennen und 
gegensteuern können. Die Akzeptanz unseres 
Vorgehens in den Betrieben ist auch bei den So-
zialpartnern, den Kammern und nicht zuletzt den 
Unternehmen selbst hoch. So konnte 2005 auch 
unser Hamburger Bündnis, die Arbeitsschutz-
Partnerschaft, mit Vertretern der Wirtschaft, der 
Verbände, der Gewerkschaft und der Unfallversi-
cherungsträger gegründet werden.

Netzwerke bauen - Konzepte und 
Strategien bündeln

Mit der Hamburger Arbeitsschutzpartnerschaft 
haben wir auf der überbetrieblichen Ebene einen 
regionalen Verbund geschaffen, in dem Handels- 
und Handwerkskammer, Unternehmensverbän-
de, Gewerkschaften, Unfallversicherungsträger 
gemeinsam mit dem Amt für Arbeitsschutz ihre 
Aktivitäten abstimmen, Projekte initiieren und 
durchführen.

Die neuen Anforderungen durch die Gemein-
same Deutsche Arbeitsschutzstrategie und die 
enge Zusammenarbeit mit den Unfallversiche-
rungsträgern führen zu einem Umbruch in den 
Arbeitsschutzkonzepten der Länder. Staatlicher 
Arbeitsschutz ist noch keine „Marke“. Die Kon-
zepte der Arbeitsschutzbehörden der Länder, 
soweit sie sich auf die neuen Herausforderun-
gen im Wirtschaftsleben beziehen, sind unter-
schiedlich weit entwickelt und verharren zum Teil 
– insbesondere vor Ort – in tradierten Aufsichts- 
und Kontrollkonzepten. Die Tätigkeit vor Ort ist 
oft ausschließlich reaktiv, einzelfallbezogen und 
technisch orientiert. Fragen der betrieblichen 
Arbeitsorganisation werden eher ausgeblendet, 
die Beschäftigten selbst werden kaum tatsäch-
lich beteiligt.

Die Umbruchsituation lässt das Bild des staatli-
chen Arbeitsschutzes oftmals eher verschwom-
men erscheinen. Die Leistungen des staatlichen 
Arbeitsschutzes lassen sich nur schwer kom-
munizieren. Die Vereinheitlichung der Arbeits-
schutzkonzepte zwischen den Ländern und 
mit den Unfallversicherungsträgern hinsichtlich 
der Grundausrichtung des Arbeitsschutzes in 
Deutschland muss mit Nachdruck betrieben 
werden.
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„Der Arbeitsschutz muss in Europa 

aus einer Hand praktiziert  werden.“

Europäische Verantwortung 
wahrnehmen!

Die Träger haben mit der Gemeinsamen Deut-
schen Arbeitsschutzstrategie die Vorausset-
zungen dafür geschaffen, zukünftig auch auf 
europäischer und internationaler Ebene abge-
stimmt zu wirken und zu gestalten. Deutschland 
kann zukünftig entsprechend seiner Bedeu-
tung in der Europäischen Union agieren und 
den „Katzentisch“ verlassen, um europäische 
Arbeitsschutzstrategien weiterzuentwickeln 
und Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit zu 
verbessern. Diese neue Rolle müssen der Bund 
und die Länder allerdings auch ausfüllen. Durch 
die lang anhaltende Kritik auf europäischer und 
internationaler Ebene für die bislang fehlende 
nationale Strategie in die Ecke gedrängt, haben 
viele der Verantwortlichen für den Arbeitsschutz 
in Deutschland das Gefühl kultiviert, sich selbst 
genug zu sein. Diese Haltung müssen sie nun 
aufgeben und ihre konzeptionelle und strate-
gische Kraft verstärkt und gezielt in die Arbeit 
europäischer und internationaler Institutionen 
einbringen, um den Herausforderungen der Ar-
beitswelt für Sicherheit und Gesundheit bei der 
Arbeit international begegnen zu können. 

Verantwortlich für Sicherheit und Gesundheit bei 
der Arbeit sind die Unternehmerinnen und Un-
ternehmer. Sie stellen ihre Firmen zunehmend 
europäisch oder international auf. Wenn Unfall-
versicherungsträger und Länder dafür garantie-
ren sollen, dass Betriebe ihre Verantwortung im 
Arbeitsschutz wahrnehmen, müssen sie diese 
Internationalisierung auch auf der operationalen 
Ebene nachvollziehen und Strategien entwi-
ckeln, mit denen sie nationalstaatlichen Grenzen 
überwinden können. Instrumente, mit denen 
Arbeitsschutzsysteme in der Europäischen Union 
verglichen und bewertet werden können, sind 
erste sichtbare Zeichen für grenzüberwindende 
Strategien. Allerdings steckt ihre Entwicklung 
derzeit noch in den Kinderschuhen. Würden die 
Träger der GDA diese Prozesse beschleunigen, 
könnten sie wirksam in die Gestaltung des 
Arbeitsschutzes in Europa eingreifen. Besonders 
für die Beschäftigten in Deutschland wäre ein 
höheres Tempo von großer Bedeutung, soll die 
Wirksamkeit der für Sicherheit und Gesundheit 
in Deutschland entwickelten Maßnahmen nicht 
zunehmend unterlaufen werden. Den existieren-
den internationalen Institutionen kommen hierbei 
wichtige und hilfreiche Rollen zu, zum Beispiel 
dem „SLIC“ der Europäischen Union, einem 
Ausschuss der für den Arbeitsschutz in Europa 
zuständigen staatlichen Behörden; der ILO, der 
für den Arbeitsschutz zuständigen Behörde der 
UNO in Genf und der IALI, der internationalen 
Vereinigung der staatlichen Arbeitsschutzbehör-
den. 
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„Akteure im Arbeitsschutz und Akteure  

in der betrieblichen Gesundheitsförderung 

müssen zusammen arbeiten.“

Betriebliche Gesundheits-
förderung und Arbeitsschutz 
besser verzahnen

Die Bedeutung betrieblicher Gesundheitsför-
derung für die Gesundheit der Beschäftigten 
ebenso wie für die Wettbewerbsfähigkeit und 
den Erfolg des Unternehmens, ist inzwischen 
vielfach anerkannt. Betriebliche Gesundheits-
förderung setzt nicht an der Verursachung und 
Verringerung arbeitsbedingter Erkrankungen 
an, sondern bei den gesundheitsfördernden 
Potenzialen in der Arbeit, die von Unternehmen 
gestaltbar und ausbaufähig sind. Die Beteiligung 
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei der 
Analyse und Gestaltung ihrer Arbeitsbedingun-
gen, zum Beispiel in Gesundheitszirkeln, gehört 
zu den Grundpfeilern betrieblicher Gesundheits-
förderung. „Gute Arbeit“, bei der sich Beschäftig-
te wohlfühlen, eigene Ziele mit verfolgen sowie 
ihre Qualifikationen einbringen und erweitern 
können, fördert ihre Gesundheit, Leistungsbe-
reitschaft und Motivation und hilft dem Unter-
nehmen, wettbewerbsfähig zu bleiben: Sinken-
de Fehlzeiten, höhere Identifikation mit dem 
Unternehmen oder stärkere Unternehmenstreue 
gehören zu den möglichen Erfolgen. Insbeson-
dere die letztgenannten Orientierungen erlangen 
bei zunehmendem Mangel an Fachkräften eine 
neue und eigenständige Bedeutung. 

Unabhängig von der Frage, welche Rolle Arbeits-
belastungen bei der Entstehung von Gesund-
heitsproblemen und Erkrankungen spielen, der 
Betrieb ist ein idealer Ort der Prävention. An 
kaum einem anderen Platz als dem Betrieb ver-
bringen Erwerbstätige so viel Zeit ihres Tages. 
Den Krankenkassen ist die betriebliche Gesund-
heitsförderung als gesetzliche Aufgabe übertra-
gen. Sie haben inzwischen ein breites Spektrum 
von Themen und Maßnahmen für den Einsatz in 
der betrieblichen Praxis entwickelt. Krankenkas-
sen nutzen das Feld der betrieblichen Prävention 
auch für die Profilierung im Wettbewerb. Das 
erschwert manchmal die Kooperation in Pro-
jekten auch mit Unfallversicherungsträgern und 
staatlichen Aufsichtsbehörden, wenn die Beteili-
gung mehrerer Krankenkassen wünschenswert 
ist. Dennoch kommen Unfallversicherungsträger 
und staatliche Arbeitsschutzbehörden um eine 
enge Zusammenarbeit nicht herum. Das Inter-
ventionsfeld unterscheidet sich zunächst nur 
durch die vermutete unterschiedliche Spezifität 
von Ursache-Wirkungszusammenhängen. Ziel 
sind jedes Mal gleichermaßen die Verbesserung 
von Gesundheit und Sicherheit der Beschäftig-
ten bei der Arbeit – und auch darüber hinaus. Es 
scheint darum unverzichtbar, die institutionali-
sierte Zusammenarbeit mit den Krankenkassen 
auf nationaler Ebene zu verstärken, sie in die 
Nationale Arbeitsschutzkonferenz einzubinden 
und gemeinsam auch auf europäischer Ebene 
für eine bessere Zusammenarbeit der Akteure 
im Arbeitsschutz und der betrieblichen Gesund-
heitsförderung einzutreten.
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„Starke Arbeitsverdichtung, hoher Zeitdruck, 

ständige Verfügbarkeit  – psychische Belastungen 

sind kein „Orchideen-Thema“ mehr.“

Psychische Belastungen in 
den „Alltag“ integrieren

Die rasche Zunahme psychischer Belastungen 
in der Arbeitswelt ist ein international seit bald 
fünfzehn Jahren diskutierter Sachverhalt, dessen 
Bedeutung für die Betriebe, aber auch für die 
ganze Gesellschaft nicht mehr bezweifelbar ist. 
Die Digitalisierung aller Lebensbereiche, verbun-
den mit einer hohen zeitlichen Verdichtung und 
Verfügbarkeit handelnder Personen, hat diese 
Entwicklung noch beschleunigt. Auch bei diesem 
Thema kommt es weniger darauf an, Wissens-
lücken durch Forschung zu schließen. Vielmehr 
müssen Instrumente und Verfahren im betrieb-
lichen Alltag eingesetzt werden, die in der Lage 
sind, gesundheitliche Risikosituationen aufzude-
cken, und es müssen Maßnahmen umgesetzt 
werden, mit denen die Belastungen beseitigt 
oder zumindest verringert werden können. 

Mit dem deutschen Arbeitsschutzgesetz und 
dem dort formulierten Auftrag, arbeitsbedingte 
Gesundheitsgefahren zu verringern sowie für 
die menschengerechte Gestaltung der Arbeit zu 
sorgen, hat Deutschland bereits 1996 auf diese 

Entwicklung reagiert. Die menschengerechte 
Gestaltung der betrieblichen Arbeitsorganisation 
wird zur entscheidenden Herausforderung für all 
diejenigen, die Verantwortung für Sicherheit und 
Gesundheit bei der Arbeit tragen. Klingt diese 
Feststellung heute schon fast wie eine Plattitü-
de, können wir dennoch feststellen, dass diese 
Erkenntnis vielfach weder im Betriebsalltag noch 
im Alltagshandeln von Arbeitsschutzbehörden 
und Unfallversicherungsträgern angekommen ist 
oder (noch) nicht in praktisches Handeln umge-
setzt wurde. 

Unfallversicherungsträger, Länder und Bund 
haben sehr spät begonnen, psychische Fehlbela-
stungen in der Arbeitswelt nicht mehr als „Orchi-
deen-Thema“ abzutun. Sie taten sich außerdem 
schwer darin, neben der Expertensicht, die 
Sicht der Betroffenen anzuerkennen und sie als 
Handelnde zu akzeptieren. Noch heute sind bei-
spielsweise betriebliche Gesundheitszirkel nicht 
bei jeder staatlichen Arbeitsschutzbehörde oder 
bei jedem Unfallversicherungsträger als Mittel 
zur Verbesserung von Gesundheit und Sicherheit 
im Betrieb anerkannt. Auch in den Unternehmen 
spielen psychische Belastungen in der Mehrzahl 
betrieblicher Gefährdungsbeurteilungen keine 
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„Warum sollen Unternehmen ihre  

fehlenden qualif iz ierten Arbeitskräfte nicht 

durch Zuwanderer ausgleichen können?“

Rolle. Ihr Einfluss, zum Beispiel auf das betrieb-
liche Unfallgeschehen und eine Vielzahl von 
Erkrankungen, bleibt deshalb unberücksichtigt; 
so dass betriebliche Gestaltungsmaßnahmen 
nur zum Teil greifen können. 

Die Analyse und Veränderung von Arbeitsorgani-
sationen verlangen andere Methoden, Verfahren 
und Instrumente als die Begutachtung einfacher 
oder auch komplexer Arbeitsmittel und in der 
Konsequenz auch andere Qualifikationen. In eine 
zeitgemäße Arbeitsschutzbehörde oder Berufs-
genossenschaft / Unfallkasse gehören darum 
neben ingenieur- und naturwissenschaftlichen 
Qualifikationen, neben arbeitsmedizinischem 
Wissen, auch sozialwissenschaftliche, psycholo-
gische und ökonomische Kompetenz. Nur durch 
eine interdisziplinäre Zusammenarbeit sind prak-
tikable Lösungsansätze für die hier anstehenden 
Probleme zu entwickeln. 

. 

Alternde Belegschaften –  
ein Phantom?  
Zuwanderung nicht!

„Alternde Belegschaften“ oder der „demogra-
phische Faktor“ sind zurzeit wohlfeile Schlag-
worte auf wissenschaftlichen Kongressen und 
Meetings. Beklagt wird immer noch die fehlen-
de Sensibilität der Unternehmen bei diesem 
Thema. Aber ist es wirklich ein allgemeines und 
bedeutendes Thema für die Wirtschaft in den 
nächsten Jahrzehnten? 

Unstrittig ist, dass die Bevölkerungen in Europa 
altern und zukünftig weniger Arbeitskräfte aus 
dieser Region zur Verfügung stehen. Unstrittig 
scheint auch zu sein, dass es für ältere Arbeit-
nehmer sinnvoll und erforderlich ist, Arbeitsmit-
tel und Arbeitsorganisation an gewandeltes Leis-
tungsvermögen anzupassen, also altersgerecht 
zu gestalten, wie es in Projekten zur Humanisie-
rung des Arbeitslebens derzeit in Deutschland 
an vielen Stellen auch geschieht. 
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„Welchen Beitrag kann der Arbeitsschutz 

zur sozialen und kulturel len Integration 

von Beschäftigten leisten?“

Die Frage ist vielmehr, wie stark verändern die 
demographischen Entwicklungen das Wirt-
schafts- und Arbeitsleben in Europa? Warum 
sollen Unternehmen ihre fehlenden qualifizierten 
Arbeitskräfte nicht durch Zuwanderer ausglei-
chen können? Angesichts der weiter wach-
senden Schere zwischen „Arm und Reich“ in 
Europa wird die Zuwanderung vermutlich nicht 
geringer werden. Warum sollten Unternehmen 
weniger qualifizierte Arbeit nicht weiterhin 
dorthin verlagern, wo sie billiger erbracht wird? 
Ist Rationalisierung schon an einem Endpunkt 
angelangt? Gewiss wird es in einzelnen Berei-
chen einen Mangel an Arbeitskräften geben, 
insbesondere in der öffentlichen Verwaltung und 
zeitlich befristet – den gibt es heute schon – 
aber als „Megathema“ des nächsten Jahrzehnts 
halte ich das Thema „alternde Belegschaften“ 
für überschätzt.  

Vor dem Hintergrund der Zuwanderung sollten 
sich die Verantwortlichen für Sicherheit und 
Gesundheit bei der Arbeit eher damit auseinan-
dersetzen, welchen Beitrag der Arbeitsschutz 

zur sozialen und kulturellen Integration von 
Arbeitnehmern leisten kann. Und damit wäre der 
Arbeitsschutz zugleich bei einem zentralen The-
ma unserer Gesellschaft und zukünftiger Arbeits-
schutzstrategien: wie gehen wir mit Problemen 
bei der Information und der Arbeitsorganisation 
in Betrieben in Hinblick auf Sicherheit, Gesund-
heit und Wohlbefinden der Beschäftigten um? 
Die Sorglosigkeit, mit der in den fünfziger und 
sechziger Jahren „Gastarbeiter“ nach Deutsch-
land geholt und nicht integriert wurden, sollte 
sich nicht wiederholen. Eine langfristig angelegte 
Integrationspolitik muss auch die Arbeitswelt 
einbeziehen. Sei es durch Maßnahmen des 
betrieblichen Arbeitsschutzes, die gezielt auf die 
Belange dieser Arbeitnehmer ausgerichtet sind, 
sei es durch die Nutzung des Betriebes als Ort 
der Intervention: beispielsweise wären Maßnah-
men daraufhin zu prüfen, ob sie unterschiedliche 
Risikobereitschaften und Autoritätsfixierun-
gen sowie Sprach- und Verständnisprobleme 
berücksichtigen oder ob sie unter dem Aspekt 
unterschiedlicher kultureller Herkunft für beide 
Geschlechter passen.
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„Sind kleine und mitt lere Unternehmen 

„nur“ kleine Großbetriebe?“

Kleinen und mittleren Unter-
nehmen gerecht werden!

Seit Jahrzehnten fehlt in keiner Verlautbarung 
zum Arbeitsschutz die Bedeutung der kleinen 
und mittleren Unternehmen (KMU) für den 
Erfolg des Arbeitsschutzes in der Breite. Aber 
leider waren alle Bemühungen um ein gutes  
Arbeitsschutzniveau in diesen Betrieben – auf 
das große Ganze betrachtet – nur von begrenz-
tem Erfolg. Der Handlungsbedarf bei den KMU 
steht unverändert oben auf der Agenda. Sicher, 
KMU finden sich im Dickicht von Paragraphen 
und Auflagen schlechter zurecht als Großunter-
nehmen, sie haben oft auch nicht die qualifikato-
rischen und finanziellen Möglichkeiten. Aber ist 
es nur das?  

Arbeitsschutz wird auf Seiten der Wirtschaft 
wesentlich von Großunternehmen und Verbän-
den mit gestaltet. Nur sie haben die Möglichkeit, 
sich in die komplizierten Materien einzuarbei-
ten und im Dschungel der „Politikbegleitung“ 
zur rechten Zeit am rechten Ort zu sein. Diese 
Unternehmen arbeiten als Produktions- wie 
als Dienstleistungsunternehmen  „industriell“: 
Regelhaft werden Bestimmungen entworfen, 

die auf die Möglichkeiten dieser Unternehmen 
mehr oder weniger zugeschnitten sind. Für 
KMU werden sie anschließend in der Praxis des 
Arbeitsschutzes „vereinfacht“ und „abgespeckt“. 
Aber sind KMU „nur“ kleine Großunterneh-
men oder sind sie Unternehmen eines eigenen 
Typs, die auch eine eigenständige und spezifi-
sche Herangehensweise des Arbeitsschutzes 
erforderlich macht, legislativ wie operativ? Eine 
(selbst-)kritische Diskussion und ein Neuanfang 
scheinen mir geboten. 

Zunächst ist die Vermittlung von Wissen und 
Vorschriften in KMU zu überprüfen. Werden die 
Möglichkeiten der beruflichen Aus-, Fort- und 
Weiterbildung ausgeschöpft? Ist die Bereitschaft 
der Berufsverbände und Kammern der KMU 
hinreichend ausgeprägt und wird sie genutzt? 
Weiterhin wäre zu hinterfragen, ob Arbeits-
schutzvorschriften nicht stärker auf Branchen 
und Betriebstypen zugeschnitten werden kön-
nen. Statt alle denkbaren Arbeitsschutzfragen 
regulatorisch zu bearbeiten, könnte man sich auf 
zentrale Herausforderungen der Branche / des 
Betriebstyps konzentrieren. Das würde die Ver-
mittlung erleichtern und zudem Sicherheit und 
Gesundheit bei der Arbeit voran bringen.
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Auch die Art, wie Aufsicht und Beratung von 
Unfallversicherungsträgern und staatlichen 
Arbeitsschutzbehörden wahrgenommen wird, 
sowie das derzeitige betriebliche Arbeitsschutz-
system bei KMU gehören auf den Prüfstand. 
So müssen Aufsicht und Beratung der Unfall-
versicherungsträger und der staatlichen Arbeits-
schutzbehörden sowie die Maßnahmen enger 
an den Wertschöpfungsprozess der Unterneh-
men gebunden werden: Der (Klein-)Unterneh-
mer muss den Wert dieser Maßnahmen für sein 
Unternehmen erkennen (können). Schließlich 
ist der Nutzen und die Verwendung rechtlich 
vorgegebener „Einsatzminuten“ für externes 
Fachpersonal zu diskutieren, seien es Fachkräfte 
für Arbeitssicherheit oder Betriebsärzte. Würden 
(Klein-)Unternehmer und ihre Beschäftigten in 
die Lage versetzt, Gesundheitsprobleme in der 
Arbeitswelt selbst zu erkennen, geeignete Maß-
nahmen zu ergreifen oder Probleme gegebe-
nenfalls an Fachkundige heranzutragen, könnten 
„Einsatzminuten“ von Fachkräften möglicher-
weise sinnvoller genutzt werden.

Lassen sich Maßnahmen für mehr Gesund-
heit und Sicherheit mit einem wirtschaftlichen 
Nutzen für den Betrieb verbinden, interessieren 
und engagieren sich KMU vielleicht stärker als 
bisher für die Gesundheit ihrer Beschäftigten. 
Dies kann in einem Gesundheitszirkel oder bei 
einer „moderierten Gefährdungsbeurteilung“ 
gelingen, wenn konkret anknüpfend an die Wert-
schöpfungskette des Unternehmens gemeinsam 
mit den Mitarbeitern einerseits nach Potenzialen 
zur Optimierung der Arbeitsabläufe und anderer-
seits nach der Verbesserung von Sicherheit und 
Gesundheit bei der Arbeit gesucht wird. 

„Unternehmen müssen den Wert von 

Maßnahmen für „mehr Gesundheit“  

erkennen können“.
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Konsolidierung –  
heißt Vorangehen!
Mit der Gemeinsamen Deutschen Arbeits-
schutzstrategie ist der staatliche Arbeitsschutz in 
Deutschland – für manchen Beteiligten unsanft 
– aus dem Dornröschenschlaf geweckt worden. 
Arbeitsschutz wird nicht mehr wahrgenom-
men als etwas, was früher einmal wichtig war, 
sondern als eine Aufgabe, die an zentraler Stelle 
koordiniert, die modernen Anforderungen  
an Gesundheit und Sicherheit bei der Arbeit  
gerecht werden will und so auch einen Beitrag 
für die Zukunftsfähigkeit des Wirtschaftsstand-
orts Deutschland leistet. Elementar hierfür ist 
die Zusammenarbeit der Träger im dualen  
Arbeitsschutzsystem und die enge Verbindung 
zu den Sozialpartnern. Um diesem Anspruch  
gerecht zu werden, sind die Strukturen geschaf-
fen. Es wird die herausragende Aufgabe der 
nächsten Jahre sein, diesen Anspruch in der 

betrieblichen Praxis – bei den Aufsichtspersonen 
wie den Unternehmensverantwortlichen –  
um- und durchzusetzen. Ist insoweit die Konso-
lidierung des Erreichten „angesagt“, ist zugleich 
die europäische Zusammenarbeit weiter zu 
entwickeln. So wie das Wirtschaftsleben im 
europäischen Binnenmarkt zunehmend nationa-
le Grenzen überwindet, muss auch der Arbeits-
schutz in Europa „aus einer Hand“ praktiziert 
werden, will er seine Wirksamkeit erhalten oder 
gar ausbauen. Die hierfür notwendigen Struktu-
ren und Verfahren müssen erst noch entwickelt 
werden, die Diskussion hierüber ist überfällig.

„Das Erreichte konsolidieren,  

die europäische Zusammenarbeit  

weiter entwickeln.“
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Arbeitsschutzanerkennung

Wir überprüften im Rahmen unseres Aufsichts-
konzeptes ABS (Aufsicht, Beratung, System-
überwachung) die Arbeitsschutzsysteme 
Hamburger Unternehmen. In den letzten Jahren 
haben wir 3.365 Betriebe aller Größenordnun-
gen einer Systemkontrolle unterzogen*. 
224 Unternehmen wurden mit der inzwischen 
sehr begehrten Urkunde – der Arbeitsschutz-
anerkennung – ausgezeichnet. Mehr als siebzig 
Prozent der überprüften Firmen (2.451) entspra-
chen im Wesentlichen den gesetzlichen Vorga-
ben, bei jedem fünften  Betrieb (690) mussten 
wir Nachbesserungen verlangen.  
(Stand  09/2010)

Betriebe werden von uns mit der „Arbeits-
schutzanerkennung“ ausgezeichnet, wenn sie

•	 konkrete Ziele zum Arbeitsschutz in der Un-
ternehmenspolitik formulieren,

•	 im Branchenvergleich seltener und weniger 
schwere Unfälle haben und sie auch nicht 
meldepflichtige Unfälle erfassen und bewerten, 

•	 erfolgreich in die systematische Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen eingestiegen sind, 
zum Beispiel die Gefährdung durch psychi-
sche Belastungen beurteilt oder betriebliche 
Gesundheitsförderung eingeführt haben.

Für kleine und mittlere Unternehmen (KMU) 
gelten abgewandelte Kriterien, die auf die be-
sonderen Belange und Möglichkeiten der KMU 
Rücksicht nehmen. Mit der „Arbeitsschutzan-
erkennung“ zeichnen wir Betriebe aus, die im 
Arbeitsschutz ein vorbildliches Niveau erreicht 
haben; dies ist jedoch keine Zertifizierung. Die 
zeitliche Befristung unserer Anerkennungen trägt 
dazu bei, dass die Unternehmen in ihrem Enga-
gement nicht nachlassen, sondern sich regel-
mäßig auf den Prüfstand stellen und bewerten 
lassen müssen. Uns ermöglicht die Fristsetzung, 
veränderte Anforderungen im Arbeitsschutz und 
neue Impulse in den betrieblichen Alltag einzu-
bringen.

Seitdem der letzte Arbeitsschutzbericht veröf-
fentlicht ist, haben wir achtzehn Großbetriebe 
sowie zehn kleine und mittlere Unternehmen 
mit der Arbeitsschutzanerkennung ausge-
zeichnet. Die neueren vorbildlichen Betriebe 
im Arbeitsschutz finden Sie auf den nächsten 
Seiten dieses Berichtes. Im Internet führen wir 
alle Hamburger Betriebe, die seit dem Jahr 1999 
eine Arbeitsschutzanerkennung von uns erhalten 
haben. Seit dem Jahr 2003 stellen wir Ihnen die 
Betriebe und ihre Leistungen im Arbeitsschutz 
vor: www.hamburg.de/arbeitsschutz, Rubrik: 
Vorbildlich im Arbeitsschutz.  

* Die Systemkontrolliste sowie die Checkliste für KMU-Betriebe 
finden Sie als Download unter: www.hamburg.de/aufsichtskonzept
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Arbeitsschutz-Anerkennungen* für Hamburger Betriebe
 
Großbetriebe	 ausgezeichnet am:
 
Hydro Aluminium Deutschland GmbH 
Rolled Products Hamburg	 18.12.	2008

National Starch	 09.03.	2009

Metro Cash & Carry Deutschland GmbH Großmarkt Hamburg-Rahlstedt	 23.03.	2009

Lufthansa Technik Logistik GmbH Betriebsteil Hamburg	 30.06.	2009

Metro Cash & Carry Deutschland GmbH Großmarkt Hamburg-Altona	 03.07.	2009

Berufsförderungswerk Hamburg GmbH	 23.07.	2009

Wilhelmsburger Krankenhaus „Groß Sand“	 17.08.	2009

HOCHTIEF Facility Management GmbH Niederlassung Hamburg Flughafen	 24.08.	2009

LSG Sky Chefs Deutschland GmbH Betriebsteil Hamburg	 11.09.	2009

AFS Aviation Fuel Services GmbH	 21.10.	2009

Arubis AG	 25.01.	2010

Kühne + Nagel (AG & Co.) KG Logistik Centrum Hausbruch -LCH-	 06.04.	2010

ConocoPhilips Germany GmbH	 07.05.	2010

Albis Plastic GmbH	 25.06.	2010

Paketzentrum der Deutschen Post DHL	 23.07.	2010

Tchibo GmbH	 10.06.	2010

Evotec AG	 06.08.	2010

HSH-Nordbank AG und deren Tochterunternehmen HSH Facility Managment Holding	 20.08.	2010
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Arbeitsschutz-Anerkennungen* für Hamburger Betriebe
 
Klein- und Mittelbetriebe	 ausgezeichnet am:

Punica Getränke GmbH	 30.04.	2009

Horst Busch ELEKTRO-TECHNIK GMBH	 16.09.	2009

Fragrance Resources GmbH	 16.09.	2009

B. & F. Tammling	 30.10.	2009

Service Center Burchardkai GmbH Betriebsstätte: HHLA Container Teminal Burchardkai	 14.12.	2009

neue Leben Lebensversicherung AG	 03.05.	2010

Paul Tax Zahntechniker Zahntechnik GmbH & Co. KG	 03.05.	2010

Firmengruppe Wolff & Olsen GmbH	 08.06.	2010

JOB Kontor GmbH	 06.08.	2010

BP Europa SE Werk Neuhof	 06.08.	2010

Die Liste enthält alle Betriebe, die seit Erscheinen des letzten Arbeitsschutzberichtes  
im November 2008 ausgezeichnet wurden. Die vollständige Liste finden Sie unter:  
www.hamburg.de/arbeitsschutz, Rubrik: Vorbildlich im Arbeitsschutz.



Arbeitsschutztelefon

Haben Sie Fragen zum Arbeitsschutz? Möchten 
Sie wissen, wer in Hamburgs Behörden für ein 
ganz bestimmtes arbeitsplatzbezogenes Pro-
blem zuständig ist? Möchten Sie eine Beschwer-
de über betriebliche Missstände loswerden und 
wissen, wer Ihnen helfen kann? Haben Sie sich 
über eine Besichtigung unserer Kolleginnen und 
Kollegen im Betrieb geärgert? Oder wollen Sie 
im Gegenteil unsere Mitarbeiter loben? Dann 
wählen Sie 428.37.2112 oder schreiben Sie uns: 
arbeitsschutztelefon@bsg.hamburg.de. 

Am Telefon beantwortet ein Mitarbeiter des 
Amtes für Arbeitsschutz Ihre Fragen:  
montags bis donnerstags von 8.30 bis 16.00 Uhr 
und freitags bis 14.00 Uhr. 
Außerhalb der Dienstzeiten zeichnet ein An-
rufbeantworter alle Anfragen auf. Auf Wunsch 
behandeln wir Ihre Beschwerden anonym.

Publikationen

Wir halten über siebzig Publikationen für Sie 
bereit. Sie können sie im Internet herunterladen, 
kostenlos bestellen oder eine Liste unserer Ver-
öffentlichungen anfordern.

 
Unsere neuen Veröffentlichungen

•	 Arbeitszeit beim Film,
•	 glasklare Bauplanung bei Fenstern und 

Fassaden,
•	 der Gefahrstoff- und Hautschutz-Check für 

das Kfz Handwerk,
•	 Mutterschutz in Zahnarztpraxen, 
•	 Chemikalien-Schutzhandschuhe für Auto-

lackierer - Handlungshilfe für die Auswahl 
geeigneter Schutzhandschuhe.

Unsere Zeitschrift „forum arbeitswelt“

•	 Sie erscheint zwei Mal pro Jahr (4 Seiten),
•	 informiert über praxisnahen Arbeits- und 

Gesundheitsschutz in Hamburg,
•	 kann kostenlos abonniert werden.

www.hamburg.de/arbeitsschutzpublikationen
Weitere Bezugsmöglichkeiten finden Sie im 
Impressum, Seite 74.

Arbeitsschutz-Anerkennungen* für Hamburger Betriebe
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Veranstaltungen

 
Heute schon gehört?

Jung und schwerhörig? Disco-Lärm, MP3-Player 
auf höchster Lautstärke, Open Air Konzerte, 
Lärm am Arbeitsplatz, Verkehrslärm, die meisten 
Menschen unterschätzen die Gefahren. Lärm 
schädigt das Hörvermögen: je länger und je lau-
ter, desto stärker und früher. Die gute Nachricht: 
Man kann etwas dagegen tun! 

Das Amt für Arbeitsschutz bietet Betrieben eine 
kostenlose eintägige Veranstaltung an: Auf dem 
Programm steht der Lärm am Arbeitsplatz und 
in der Freizeit. Zielgruppe sind Berufseinsteiger 
und junge Beschäftigte. Interessierte Betriebe 
können Termine  direkt mit unserem Ansprech-
partner vereinbaren oder bei unserem Arbeits-
schutztelefon anrufen: 428 37 21 12. 

Mehr Informationen erhalten Sie im Internet: 
www.hamburg.de/arbeitsschutz, Rubrik: Veran-
staltungen, „Heute schon gehört?“. 

Ansprechpartner 
Leo Krebs 
Amt für Arbeitsschutz 
Telefon: 	+49 40 428 45 74 99 
E-Mail: 	 leo.krebs@bsg.hamburg.de

Arbeitsschutz leicht gemacht 

Sie betreuen einen kleinen oder mittleren Be-
trieb und gehören einem sicherheitstechnischen 
oder betriebsärztlichen Dienst an? Wenn Sie ihre 
Betriebe nachhaltiger und effizienter betreu-
en und von den Erfahrungen anderer Berater 
profitieren möchten, kommen Sie zum Erfah-
rungsaustausch in das Amt für Arbeitsschutz. 
Wir stellen Ihnen unser Arbeitsschutz-Handbuch 
vor, informieren über aktuelle Entwicklungen im 
Arbeitsschutz und bieten Ihnen eine Plattform 
zum Austausch betrieblicher Erfahrungen. 

Die Treffen organisieren wir zweimal im Jahr – 
jeweils im Frühjahr und Herbst. 

Die aktuellen Termine erfahren Sie im Internet 
unter: www.hamburg.de/arbeitsschutz,  
Rubrik: Veranstaltungen  



Arbeitsschutz in Schulen 

Viola und Kevin schnuppern in die Arbeitswelt 
hinein – der erste Tag ihres Betriebspraktikums 
steht bald bevor. Zum betrieblichen Alltag gehört 
auch der Arbeitsschutz. Mitarbeiter der Unfall-
kasse Nord und des Amtes für Arbeitsschutz 
entwickelten und erprobten einen Unter-
richtsbaustein für neunte Klassen Hamburger 
Schulen. Ihr kostenloses Angebot beinhaltet das 
folgende Programm:

•	 Sprich’ mal lauter, ich versteh` nichts –  
Lärm und seine Folgen

•	 Man sieht ihn nicht, man hört ihn nicht und 
wenn man ihn fühlt, ist es zu spät –  
Umgang mit elektrischem Strom 

•	 Heiße Sache –  
damit Feuer da bleibt, wo es hingehört

•	 Pfirsichhaut, Orangenhaut –  
Hauptsache heile Haut

•	 Raff’ dich auf – man kann sich nicht nur in der 
Sportstunde bewegen

Ansprechpartnerin
Angelika Braun
Geschäftsstelle ArbeitsschutzPartnerschaft
Telefon: 	 +49 40 428 37 35 44
E-Mail: 	 angelika.braun@bsg.hamburg.de

Weitere Informationen
www.hamburg.de/arbeitsschutz 
Rubrik: Veranstaltungen

Weiterbildung im Arbeitsschutz

Nur wer sich weiterbildet, ist den Anforderun-
gen der modernen Arbeitswelt gewachsen 
– dies gilt auch für den Arbeitsschutz. Wer in 
der Metropolregion Hamburg eine Fortbildung 
oder Veranstaltung zum Arbeitsschutz sucht, 
kann den Service der Weiterbildungsdatenbank 
WISY (Weiterbildungs - Informations - System) 
nutzen. In Zusammenarbeit mit der Arbeits-
schutzPartnerschaft wird das Angebot an 
Arbeitsschutzthemen aktuell gehalten. WISY ist 
ein Zusammenschluss von fast zweihundert Bil-
dungseinrichtungen und wird von der Behörde 
für Bildung und Sport finanziell unterstützt. In 
die WISY Datenbank werden nur Veranstaltun-
gen aufgenommen, die frei zugänglich sind. 

Zugang zum Kursportal „Arbeitsschutz“  
finden Sie unter:  
www.hamburg.de/arbeitsschutzpartnerschaft, 
Rubrik: Aktuelles
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Anmerkungen zur Verteilung

Diese Druckschrift wird im Rahmen der  
Öffentlichkeitsarbeit des Senats der Freien und 
Hansestadt Hamburg herausgegeben. Sie darf 
weder von Parteien noch von Wahlbewerbern 
oder Wahlhelfern eines Wahlkampfes zum  
Zwecke der Wahlwerbung verwendet werden. 
Das gilt für Bürgerschafts-, Bundestags-,  
Europawahlen sowie die Wahlen zur Bezirks- 
versammlung. Missbräuchlich ist insbesonde-
re die Verteilung auf Wahlveranstaltungen, an 
Informationsständen der Parteien sowie das 
Einlegen, Aufdrucken, oder Aufkleben parteipo-
litischer Informationen oder Werbemittel. Unter-
sagt ist gleichfalls die Weitergabe an Dritte zum 
Zwecke der Wahlwerbung. Auch ohne zeitlichen 
Bezug zu einer bevorstehenden Wahl darf die 
Druckschrift nicht in einer Weise verwendet 
werden, die als Parteinahme der Landesregie-
rung zugunsten einzelner politischer Gruppen 
verstanden werden könnte. Die genannten Be-
schränkungen gelten unabhängig davon, wann, 
auf welchem Weg und in welcher Anzahl diese 
Druckschriften dem Empfänger zugegangen 
sind. Den Parteien ist es jedoch gestattet, die  
Druckschrift zur Unterrichtung der eigenen 
Mitglieder zu verwenden.






